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Einleitung.

yie folgende Arbeit soll in groen Umrissen die Rechts-
geschichte und Statistik der jiidischen Bevilkerung
: Mahrens in der neueren Zeit, insbesondere wihrend
des neunzehnten Jahrhunderts, darstellen.

Die Entstehung und der Entwicklungsgang der alten Juden-
gemeinden, ihr Ubergang in die derzeitigen politischen Juden-
gemeinden, die Kreierung der Kultusgemeinden und Kultusvereine
sollen systematisch geschildert, die Geschichte des méhrisch-
jidischen Schulwesens, die Standesevidenz, das Vereinswesen,
etc. in groBen Ziigen dargestellt werden, wihrend Tabellen und
eine Landkarte die Angaben des textlichen Teiles veranschaulichen
und erganzen mogen.

Da in keinem Kronlande Osterreichs die Beschrinkungen
des Wohnrechtes und der Freiziigigkeit der Juden so ausgebildet
waren, wie in Maéhren, ist es vom groBen Interesse, hier zu ver-
folgen, wie die Juden nach der Erlangung der Freiziigigkeit
(1848) von den ihnen bis dahin gesetzlich zugewiesenen Gemeinden
sich im Lande ausbreiteten, dezentralisierten, und wie sie sodann
im Wechsel der sozialen und Okonomischen - Verhidltnisse ihre
Wohnsitze verdnderten und sich zum groBen Teile wieder in
gewissen Stddten. konzentrierten.

Die chronologische Einteilung erfolgte nach historischen
Momenten (1. bis zur Erlassung des Toleranzpatentes [1782],
2. bis zur Emanzipation [1848], 3. bis zur Einfiihrung der De-
zemberverfassung [1867] und 4. die neueste Zeit).
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Die dilteren geschichtlichen Partien bis zur Zeit Kaiser
Josefs II. wurden bloB des besseren Verstindnisses und der
Einfithrung wegen behandelt und sind deshalb kurz gehalten.

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt hauptsdchlich in der
Schilderung der Rechtszustinde und in der Beschreibung ein-
zelner Institutionen der mdhrischen Judenschaft, indem zerstreute
Daten, Nachrichten, Verordnungen und Erldsse, welche eine und
dieseibe Materie betreffen, zusammengetragen wurden, um ein
informierendes Bild von den jiidischen Verhéltnissen Mihrens
zu skizzieren. '

Die Angaben sind gelegentlich erlautert, und wird speziell
bei den statistischen Angaben auch Kritik an der Uberlieferung
geiibt. Zum Schlusse der Arbeit werden die jetzigen sozialen
Verhéltnisse des Judentums gezeichnet.

Moge dieser Beitrag zur mdhrisch-jiidischen Geschichte,
insbesondere zur Kulturgeschichte und Statistik das Studium der
mihrisch-jiidischen Verhéltnisse erleichtern helfen und das In-
teresse weiterer Kreise fiir madhrisch-jiidisches Kulturleben wach-
rufen!
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Die Juden in Mahren vor Erlassung des Toleranz-
patentes (1782).

Geschichte: Midhren war schon vor mehr als tausend Jahren
von Juden bewohnt. Zu den dltesten Gemeinden des Landes ge-
horen Trebitsch, Pohrlitz und Butschowitz. Ebenso wie
nach Bohmen, diirften die Juden auch nach Madhren aus
Deutschland eingewandert sein, wie dies insbesondere der Ge-
brauch und die Wahrung der mitgebrachten deutschen Umgangs-
sprache inmitten der autochthonen slawischen Bevolkerung bezeugt.

Auch in den Quellen begegnen wir Nachrichten iiber Juden
in Mahren schon seit der dltesten Zeit.*¥) Den ersten Ansturm
hatten die méhrischen Juden durch die Kreuzfahrer zu erleiden
(1096), welche sie bei der Passierung von Méahren zur Taufe
zwangen, die sich Weigernden niedermetzelten. Infolgedessen sah
sich auch eine grofe Anzahl madhrischer Juden veranlaBt, nach
Ungarn und Polen auszuwandern. Die Grundlage der rechtlichen
Stellung der Juden in Mihren bildeten zwei Privilegien des Pte-
myslidenkonigs Ottokar II. aus den Jahren 1254 und 1268,
,magna charta Judaeorum“ genannt. Dieser hochherzige Monarch
verlieh ihnen als den volkswirtschaftlichen Trdgern des Handels
gewisse Rechte und Begiinstigungen, andererseits sah er sich
jedoch mit Riicksicht auf die christliche Bevolkerung, die in den

*) Vgl. Bondy-Dvorsky: Zur Geschichte der Juden in Bohmen.
Mihren und Schlesien 9C6—1620. Das Zoll- und Schiffahrtsdiplom von
Raffelstetten, welches aus der Zeit zwischen 903 und 906 stammt, erwéhnt,
daB Juden die Méarkte in Mihren besuchen. Kosmas erwihnt zum Jahre 1064,
daf der Griinder der Burg Podivin (Kostel) der getaufte Jude Podiva war.
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Juden die ,,Ungldubigen“ sah, zur Beibehaltung mannigfacher
Beschrankungen bemiiBigt. An diese beiden Privilegien schlossen die
meisten Verordnungen spéterer Herrscher an. Da jedoch nur wenige
Premysl Ottokars menschenfreundliches Wesen besaBen, wurden die
Rechte der Juden von ihnen stark zugeschnitten und im ungiinstigen
Sinne interpretiert. Denn trotz aller verbrieften Rechte wurden die
Juden des ofteren das Opfer der Willkiir von Herrscher und Volk.
Einerseits hatten sich ndmlich die Juden gegen die Verfolgungen
und Pliinderungen des Potbels zu wehren, wie solche in den
Jahren 1333 und 1349 stattfanden;*) andererseits bildeten sie
ein willkommenes Ausbeutungsobjekt mancher Herrscher, welche
ihnen bei Geldverlegenheiten kurzerhand ihre Ersparnisse abnahmen.

Wihrend den Juden der Aufenthalt auf dem flachen Lande
iiberhaupt verboten war, und das diesbeziigliche Verbot in Land-
tafeln und Landesordnungen des ofteren eingescharft wurde, be-
saBen die Stidte das Recht, Juden aufzunehmen und zu ,beur-
lauben®, d. h. auszuweisen. Insbesondere wahrend der Hussiten-
kriege machten die Stadte von dem Privilegium des ,Beurlaubens*
Gebrauch, da sie die Juden des Einverstindnisses mit den Hus-
siten ziehen. Aus diesem Grunde wurden die Juden im Jahre
1426 aus Iglau, 1454 und 1455 aus Briinn, Olmiitz, Znaim und
Mihr. Neustadt, 1514 aus Ung. Hradisch, 1564 aus Budwitz,
1572 aus Neutitschein und Sternberg vertrieben.*) Hiezu gesellten
sich mehrfache Ausweisungen der Juden aus dem ganzen Kron-
lande, welche jedoch zum Teile noch vor ihrer Ausfithrung wider-
rufen wurden. : ,

Einer der wenigen Herrscher, die in der Folge gegen die
Juden Toleranz iibten, war gerade der als religi6s hochst un-
duldsam verrufene Kaiser Ferdinand II. In seiner ,,verneuerten
Landesordnung® aus dem Jahre 1628 gestattete er den Juden,
Jahr- und Wochenmdrkte zu besuchen, verfiigte, dab sie an allen
Orten, wo sie damals wohnten, auch kiinftig verbleiben kdnnen
und reduzierte die bis dahin fiir Juden bestandenen hoheren Zoll-
und Mautgebiihren auf das gewoOhnliche MaB.*¥)

*) Vgl. Mischler-Ulbrich, 6sterreichisches Staatsworterbuch. Schlagwort
pjuden® von Scherer. 2. Bd. S. 184 ff.

#¥) Vgl. d’Elvert, zur Geschichte der Juden in Mihren und Osterr.-
Schlesien. S. 161 ff.
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Aber die Tendenz seiner Nachfolger ging dahin, der Aus-
breitung und Vermehrung der Juden moglichst vorzubeugen. Im
Jahre 1650 beschloB8 der Briinner Landtag, daB die Juden nur
an jenen Orten geduldet werden sollen, in denen sie vor dem
1. Janner 1618 seBhaft waren, und wo sie seither mit koniglicher
Einwilligung sich niedergelassen hatten. Als jedoch trotz dieser
Verordnung nach der Vertreibung der Juden aus Wien (1670) sich
viele der Ausgewiesenen in Mdhren niedergelassen hatten, bestimmte
Kaiser Leopold I. im Jahre 1681, daB beziiglich der Toleranz der
Juden in Médhren das Jahr 1657 als Normaljahr gelten solle.¥)

Diese Rechtsbeschrankungen der jiidischen Bevolkerung
dauerten auch noch im ,aufgekldrten* 18. Jahrhundert fort. Ein
Hofreskript aus dem Jahre 1725 verbot bei Strafe von 1000 Du-
katen die Aufnahme von Juden in Orten, wo sie bisher nicht
ansissig waren, und bestimmte die Héchstzahl der ,,systemisierten
Familien mit 5106. Um ndmlich ein allzu rasches Anwachsen der jii-
dischen Bevélkerung zu verhindern, war den Juden die Verehelichung
nur in der Weise gestattet, daB immer bloB der dlteste Sohn nach
dem Tode des Vaters eine giiltige Ehe eingehen durfte, wodurch
er die durch den Tod des Vaters erledigte ,,Familienstelle* erhielt
(Hofdekret vom 24. Oktober 1726). Die Folge davon war, daB
die jiingeren Familienmitglieder entweder nur nach mosaischem
Rechte giiltige, nach Osterreichischem Recht aber ungiiltige Ehen
(Bodenhochzeiten) schlossen oder aber auswanderten, um im
Auslande, namentlich im slowakischen Ober-Ungarn, eine auch
vom Staate anerkannte Ehe schlieBen zu konnen.

Besonders triibe Zeiten brachen fiir die Juden mit dem
Regierungsantritte der Kaiserin Maria Theresia heran. 1744 befahl
sie die Vertreibung der Juden aus Briinn und Olmiitz und im
Jahre 1745 sollten iiberhaupt sdmtliche Juden Bohmen, Mihren
und Schlesien verlassen, und in keinem der Erbkonigreiche und
Lénder, auch nicht in Ungarn, aufgenommen werden diirfen. Doch
in Anbetracht der auch fiir die christliche Bevdlkerung bevor-
stehenden wirtschaftlichen Schadigung im Falle der Vertreibung
der Juden, gewdhrte Maria Theresia den Juden mit Dekret vom

*) Vgl. d’Elvert, zur Geschichte der Juden in Mahren und Oster.-
Schlesien. S. 161 ff.
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15. Mai 1745 Duldung fiir zehn Jahre, nach Ablauf dieser Zeit
wurde die erlassene Verfiigung auf Antrag der Stidnde iiberhaupt
nicht mehr durchgefiihrt.

Die Morgenrote einer besseren Zeit brach fiir die Juden erst
mit dem Regierungsantritte des hochherzigen Kaisers Josefll. heran.

Rechtsverhidltnisse. Die Rechtsstellung der in Mdhren recht-
lich ansdssigen Juden war unter allen 6sterreichischen Juden
(bis auf die galizischen) die giinstigste. Sie hatten das Recht,
Synagogen, wenn auch nur gegen hohe Kameraltaxen, zu errichten
und in denselben offentlich den Gottesdienst auszuiiben.

Infolge dessen bildeten sich bereits friithzeitig formliche
Kultusgemeinden und es entwickelte sich ein organisiertes religi-
oses Leben im Lande.

Die inneren Rechtsverhiltnisse der Juden in Mdhren wurden,
erst in der zweiten Haélfte des achtzehnten Jahrhunderts einer
gesetzlichen Regelung unterzogen, namlich durch die ,,General-
Polizei-, ProzeB- und Kommerzial-Ordnung* aus dem Jahre 1754.%)

Diese Polizei-Ordnung regelte die Wahl und den Wirkungs-
kreis des Landesrabbiners, die Organisation des jiidischen Ge-
meindewesens, die von den Juden zu leistenden Steuern und
Abgaben; die ProzeB-Ordnung bestimmte den Rechtsweg und
Instanzenzug in allen Zivilrechtsangelegenheiten zwischen Juden
untereinander, wdhrend die Kommerzial-Ordnung sich haupt-
sdchlich mit kaufmdnnischem Kreditwesen und den Wechsel-
schulden der jiidischen Handelsleute bei Handelsbeziehungen der
Juden untereinander befaBte.

Die mahrische Judenschaft reprisentierte dem Staate gegen-
iiber eine geschlossene Korperschaft; sie wurde in drei Kreise
eingeteilt, den oberen, mittleren und unteren Kreis. Die Juden-
gemeinden dieser drei Kreise wdhlten je zwei ,,Landesilteste*,
welche der Bestdtigung des Landesfiirsten bedurften, und denen
die Aufgabe zukam, die mahrische Judenschaft nach AuBen hin
zu vertreten.

Fiir die Bezahlung der den einzelnen Juden auferlegten
Sondersteuern hatten die Gemeinden zu haften.

#) Fr. Willibald Miiller: Urkundliche Beitrdigé zur Geschichte der
Juden in Mdihren.
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Die Besorgung der internen Angelegenheiten wurde den
Juden selbst iiberlassen. Die Vertretung der Gemeinde nach
AuBen, die Verwaltung des Gemeindevermogens, Besteuerung
der -Gemeindemitglieder, Armenpflege u. dgl. wurde von dem
Vorsteherkollegium (Gemeindeiltesten, Judenrichter, Parnassim)
besorgt, welchem in groBeren Gemeinden noch ein weiterer
AusschuB (Tuve-ha-Kahal) zur Seite stand. Die Gemeindevorsteher
der Judengemeinden besaBen jedoch, ebenso wie jene der Christen-
gemeinden damaliger Zeit, nur einen beschrinkten Wirkungskreis.
Sie hatten weniger reprdsentative als exekutive Gewalt. Sie ver-
walteten wohl das Gemeindevermdgen unter Aufsicht und Leitung
der Grundherrschaft, im iibrigen bildeten sie jedoch blo8 voll-
ziehende Organe der Grundobrigkeiten, welchen die Gerichts-
barkeit, die Ortspolizei, kurz die gesamte offentlich-rechtliche
Macht der Gemeinden zustand.

Die Judengemeinden besafien jedoch insoferne einen aus-
gedehnteren Wirkungskreis als die Christengemeinden, als ihnen
neben den politischen auch kultuelle Agenden zugewiesen waren.

An der Spitze der mihrischen Judenschaft stand ein Landes-
rabbiner. Diese Institution, welche schon unter Kaiser Maximilian II.
(1564—1576) bestand, diente ,,zur Erhaltung der Einigkeit und
Vermittlung von Streitigkeiten der Juden untereinander. Der
Landesrabbiner wurde iiber einen Ternovorschlag der sechs
»Landeséltesten und von 18 Delegierten der mdhrischen Juden
vom Kaiser auf Lebenszeit ernannt und bezog einen Jahresgehalt
aus Staatsmitteln. ¥)

Der Sitz des Landesrabbiners war Nikolsburg. Die einzelnen
Gemeinderabbiner bedurften zu ihrer Anstellung der Priifung und
Genehmigung durch den Landesrabbiner.

Die Rabbiner hatten nicht nur als Religionslehrer, sondern
auch als Richter in religiosen Fragen und in der Zivilgerichts-
barkeit fiir die Juden ihrer Gemeinde untereinander zu fungieren.
In wichtigen Fragen war ihnen ein Kollegium von Assessoren
(Dajanim) beigegeben. Die Appellation gegen einen Urteilsspruch

*) Der Gehalt betrug urspriinglich 250 fl., seit dem Jahre 1790 GQO fl.
Nach Kreierung des Landesmassafondes wurde der Landesrabbiner aus den
Einkiinften desselben honoriert.
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ging an den Landesrabbiner, von diesem die Revision an die
Obrigkeiten. In Zivilrechtssachen mit Christen sowie in Straf-
sachen {iberhaupt unterstanden die Juden der obrigkeitlichen
Gerichtsbarkeit.

Erst Kaiser Josef Il. beseitigte mit Hofkanzleidekret vom
28. Mai 1785 die Gerichtsbarkeit der Rabbiner und unterstellte
die Juden der Jurisdiktion der allgemeinen staatlichen Be-
horden.*)

Der von den Rabbinern als Strafe verhdngte Judenbann,
welcher eine AusstoBung aus der religiosen, sozialen, geschaft-
lichen und rechtlichen Gemeinschaft zur Folge hatte und infolge
dessen tief in das praktische Leben einschnitt, wurde aufgehoben
und gegen jedermann, der einen solchen Bannfluch erlieB oder
kundmachte, eine Geldstrafe, beziehungsweise gegen Ausldnder
Landesverweisung, angedroht.

Es ist sohin bereits zu Ende des achtzehnten Jahrhunderts
eine derartige Gestaltung der Rechtslage der Juden erfolgt, welche
ihre Emanzipation und ihre Gleichberechtigung als naturgemaBe
Folge erscheinen lieB.

Ghetto. Die ortliche Absonderung der Juden von den Christen
und die Errichtung eigener Judenviertel erfolgte systematisch erst
unter Kaiser Karl VI. Dieser verbot den Juden das Wohnen in
der Nihe von Kirchen und bestimmte, da alle nahe den Kirchen
gelegenen Judenhduser und Synagogen iibersetzt und die mit
christlichen vermischten Judenhduser ausgewechselt werden
sollten (Dekret vom 27. Juni 1727).

So entwickelten sich an manchen Orten ganze Gassen oder
Stadtteile, welche ausschlieBlich von Juden bewohnt waren. Die
den Juden zugewiesenen Stadtteile waren jedoch gewdhnlich im
Verhdltnis zu ihrer Anzahl rdumlich unzureichend. Es waren
meist enge, ungeniigende und zum gr6Bten Teile ungesunde
~Hauschen, in welchen die jiidischen Familien zusammengepfercht
und aufeinander gedrédngt wohnten.

Solche Separationen wurden beinahe in simtlichen Orten
vorgenommen, an welchen sich spater Judengemeinden befanden,

¥) Vgl. S. 13.



ferner an manchen Orten, an welchen spiter keine jiidischen
Gemeinwesen mehr vorhanden waren.¥)

Sie erfolgten in der Weise, dafl eine Abschdtzung von
Juden- und Christenhdusern vorgenommen und bestimmt wurde,
wieviel und in welchen Terminen der eine dem anderen beim
Austauschen des Hauses aufzuzahlen hatte.

Selbstverstiandlich ergaben sich bei dieser Auswechslung
im groBen MaBe Schwierigkeiten, und die Durchfiihrung dieser
MaBregel fiel begreiflicherweise vielfach zu Ungunsten der Juden
aus, fand jedoch auch viel Widerstand bei der christlichen Be-
volkerung.

Aufler in diesen Judenstddten, in welchen die Juden haupt-
sachlich vom Handel lebten, wohnten viele jiidische Familien,
meistens PaAchter obrigkeitlicher Branntweinhiuser, auf dem flachen
Lande**). Der Besitz von Grund und Boden war ihnen unter-
sagt, ebenso — mit geringen Ausnahmen — der Besuch der
hoheren Schulen.

*) So erfolgten Separationen in: Auspitz, Mihr.-Triibau, Bystritz a. H,,
Hosténitz bei Austerlitz, Chropin, Sedlitz, Domaschowitz bei Rossitz, Ldsch,
Schlappanitz, Gurein, Seelowitz, GruBbach und Westin bei Kunstadt.

**) Vgl. S. 16.
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Von der Erlassung des Toleranz-Patentes bis
zur Emanzipation (1782—1848).

Rechtsstellung. Der erste 0Osterreichische Regent, welcher
sich bei Regelung der Judenfrage von hoheren sittlichen und
menschlichen Grundsidtzen leiten lieB, war Kaiser Josef II. Ins-
besondere die Heranbildung der jiidischen Jugend lag dem Kaiser
sehr am Herzen. Mit Hof-Dekret vom 19. Oktober 1781 wurde
den Juden das Erlernen von Handwerken, Kiinsten und Wissen-
schaften, sowie der Betrieb des Ackerbaues, wenn auch unter
Beschrankungen, gestattet; es ofineten sich ihnen die bis dahin
ganzlich verschlossenen Pforten der Universititen und Akademien.
Eine Verordnung vom 2. November 1781 verfiigte, daB die Juden
allenthalben als ,Nebenmenschen“ geachtet, und alle Exzesse
gegen sie vermieden werden sollten; die Juden sollten sich aber
auch allenthalben als rechtschaffene Biirger betragen. Er hob den
Leibzoll auf, ferner die doppelten Gerichistaxen der Juden, den
Passierschein, die Nachtzettel und alle dhnlichen die Juden besonders
bedriickenden Abgaben. Ein Dekret vom 19. Dezember 1781
bestimmt, daB die Juden den christlichen Ansassen gleich gehalten
werden sollten, und mit Toleranz-Patent vom 13.  Februar 1782
wurde ihre offizielle ,Duldung® (Tolerierung) proklamiert. Vollige
Einbiirgerung der Juden beabsichtigte Josef II. trotzdem nicht,
denn es blieb ihnen auch nachher verboten, in solchen Stidten
zu wohnen, von welchen die Unduldsamkeit ihrer christlichen
Mitbiirger sie ausgeschlossen hatte. Die Anzahl der tolerierten
jiidischen Familien wurde jedoch erhoht, und zwar von 5106 auf
5400 (Patent vom 17. November 1787). Auch die Bewilligung



R | o

der politischen Behorde (des Kreisamtes) zur Eingehung einer
Ehe mufite weiterhin eingeholt werden®) und infolge dessen
dauerte die Auswanderung der iiberschiissigen jiidischen Bevolke-
rung, wenn auch in geringerem MaBe, weiter fort.

Kaiser Josef unterstellte jedoch die Juden den allgemeinen
Gesetzen und Gerichten, und traf auch sonst vielfach MaBnahmen
zur Beseitigung des Unterschiedes zwischen Juden und Christen.
Insbesondere wurde die Judentracht aufgehoben, ebenso ihre
Verpilichtung, Bérte zu tragen, das Verbot, an Sonn- und Feier-
tagen vormittags auszugehen, offentliche Vergniigungslokale zu
besuchen und anderes.

Die Regierungszeit Kaiser Josef IIl. war jedoch von kurzer
Dauer und geniigte nicht, um die von ihm intendierten hochherzigen
Einfithrungen auch tatsdchlich durchzusetzen. Seine Nachfolger
Kaiser Leopold II. und Kaiser Franz II. (I.) vergaBen die wohl-
wollenden Absichten Kaiser Josefs und setzten die den Juden
ungiinstigen Gesetze der Kaiserin Maria Theresia fort. Die giin-
stigen Bestimmungen, welche Kaiser Josef erlassen hatte, blieben
unausgefiihrt, andererseits wurden jedoch den Juden noch neue
Demiitigungen hinzugefiigt, indem insbesondere zu den fast un-
erschwinglichen Steuern und Abgaben der bohmischen, médhrischen,
schlesischen und galizischen Judengemeinden noch neue Steuern
auferlegt und die Beschrankungen der Juden beziiglich ihrer
Wohnsitze in strengerer Weise als bisher durchgefiihrt wurden.
In diese Periode fallen auch die ersten Ansatze legislativer Reform-
versuche der Rechtsverhdltnisse der Juden. Mit Allerhtchster
EntschlieBung vom 5. Oktober 1817 wurde der Hofkanzlei die
Weisung erteilt ,,die Grundsédtze, nach welchen die Juden in der
ganzen Monarchie zu behandeln wéren, in Erwdgung zu nehmen*.
Die infolge dessen angebahnte, nach Kronldndern gesondert ge-
leitete Aktion hat jedoch das angestrebte Ziel nicht erreicht.

Die von Kaiser Josef herbeigesehnte Emanzipation der Juden
von den Traditionen des Ghetto erstreckte sich auch auf die
deutsch-hebrédische Sprache und die hebrédische Schrift. Er machte
den Juden das Erlernen der Landessprachen insoferne zur zwin-

*) Diese durch das allgemeine biirgerliche Gesetzbuch vom Jahre 1811
ausdriicklich aufrecht erhaltene Bestimmung wurde erst durch die kaiserliche
Verordnung vom 29. November 1859, R.-G.-Bl. Nr. 217 aufgehoben.
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genden Notwendigkeit, als er nur solchen Schriftstiicken Geltung
zuerkannte, welche in diesen Sprachen ausgestellt waren. Die Nach-
folger Kaiser Josefs sefzten diese Verfiigungen fort. Mittels Hof-
kanzlei-Dekretes vom 22. Oktober 1814 wurde bestimmt, daB in
hebrédischer Sprache oder mit hebriischen oder jiidischen Buch-
staben geschriebene ,Instrumente als ungiiltig und nichtig
angesehen werden sollen und das Hofdekret vom 19. Februar 1846
statuierte, daB Namensfertigungen in jiidischer oder hebriischer
Schrift, welche auf einer in landesiiblicher Sprache ausgestellten
Urkunde vorkommen, blof als Handzeichen anzusehen
sind. *)

Judengemeinden. Die Ansiedlungsverhiltnisse der Juden in
Mihren waren durch ein Patent Kaiser Franz II. vom 15. Fe-
bruar 1798 systematisch geregelt. Es wurden 52 ,,Judengemeinden*
geschaffen, meist in Stddten, in welchen die Juden bereits lange
vorher, zum Teil durch Jahrhunderte, gewohnt hatten und auch
bereits ihre religiosen Institutionen (Synagogen, Schulen, Fried-
hofe) besaben, ferner in kleinen Gemeinden in der Nihe groBerer
Stddte, insbesondere um Iglau und Znaim, in welchen sich die
Juden bei Vertreibung aus diesen Stadten, sowie aus Nieder-
Osterreich niedergelassen hatten. Die den Juden zum Wolnsitze
zugewiesenen Gassen waren von der Christenstadt gewdhnlich
durch sichtbare Zeichen (meist eiserne Reifen, welche in ent-
sprechender Hohe iiber die Gasse gespannt waren)**)
getrennt.

Die Vermehrung der Hauser in den Judenvierteln war strenge
untersagt, iiber die bestehenden muBten von den Gemeinde-
vorstehern ,,Grundbiicher gefiihrt werden. Die ,koniglichen‘
Stddte Briinn, Olmiitz, Iglau, Znaim und Ung.-Hradisch, das
deutsche Nordmahren, sowie das an Ungarn angrenzende Kar-

*) Diese beiden Bestimmungen, welche noch jetzt in Kraft stehen,
trotzdem die Beschrinkungen beziiglich der Gleichberechtigung der Juden
bereits vollkommen weggefallen sind, trafen insbesondere hart die jiidische
Bevdlkerung unserer Ostlichen Kronldnder Galizien und Bukowina, welche
zum groBten Teil nur hebrdisch schreiben konnte.

*¥) Solche Zeichen finden sich noch heute in manchen juden-gemeinden,
so in Boskowitz, StraBnitz und Holleschau.



pathengebiet waren den Juden verschlossen.*) Die gréBte Anzahl
von systemisierten Judenfamilien wiesen die Stidte Nikolsburg
(der Sitz des Landesrabbinates), ProBnitz, Boskowitz und Holle-
schau, die kleinste Anzahl Teltsch mit 7 und Puklitz mit 5 Fa-
milianten auf. Das fiirst-erzbischofliche Lehensgut Kosteletz bei
Gaya, in welchem 20 Familienstellen systemisiert waren, hatte
iiberhaupt keine Judenhduser und im Orte selbst bloB 2 Familien,

wihrend die iibrigen zerstreut als ,,fremde Familianten auf obrig-
keitlichen Bestandhdusern‘ wohnten.

Infolge der Beschrdnkungen betreffend die EheschlieBung
der Juden und der hiedurch erzeugten Auswanderung der iiber-
schiissigen jiidischen Bevolkerung blieb die jiidische Bevolkerung
in den mihrischen Judengemeinden bis zum Jahre 1848 ziemlich
konstant. Sie weist nur eine unbedeutende Steigerung (durch-
schnittlich 1-7 %/, jdhrlich) auf, wdhrend im hauptsdchlichsten
Kommigrationsgebiete der médhrischen Juden, in Ober-Ungarn,
sich in verhaltnisméBig kurzer Zeit viele bliihende Judengemeinden
entwickelten, deren Angehorige zum groBten Teile aus Mihren
stammen. *¥)

Neben den vorerwdhnten ,systemisierten* 5400 Familien
befanden sich im Lande auch noch die ,Uberzdhligen,
meist jiidische Soldaten, welchen die Ehebewilligung erteilt
worden war und ,,Tolerierte, welche aus anderen Kronldndern
mit besonderer behoérdlicher Genehmigung nach Méahren gekom-
men waren, um daselbst ein Gewerbe auszuiiben. Diese waren
jedoch bloB in verhéltnismaBig geringer Zahl vorhanden.

In manchen Fillen wurden von der strengen Regel des
gebundenen Domizils Ausnahmen gemacht. Einzelnen Familien
erteilte namlich die politische Behorde iiber spezielles Ansuchen

*) Infolge spezieller Aufenthaltsbewilligungen zdhlte die Landes-
hauptstadt Briinn im Jahre 1804 in der inneren Stadt 15, in den Vororten
104 jiidische Einwohner; im Jahre 1848 in der Stadt 27 Juden, in den heute
mit der Stadt Briinn vereinigten ehemaligen Vorstddten Krona, Altbriinn,
Neugasse und Obrowitz 418 ,Tolerierte“. Auch Iglau und Znaim besafen
im Jahre 1848 bereits eine bescheidene Anzahl jiidischer Familien, bloB
Ung.-Hradisch und Olmiitz waren von Juden ginzlich unbewohnt.

*¥) Eine der grofiten oberungarischen Judengemeinden, Waag-Neustadtl,
(Vag-Ujhely), ist eine Tochtergemeinde der mihr. Judengemeinde Ung.-Brod.
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die Erlaubnis, sich auBerhalb der Judengemeinde niederzulassen.*)
Diese Juden behielten aber ihre Zustdndigkeit in der Heimats-
gemeinde, und wurden auch bei Besetzung -der ,,Familienstellen*
den dortselbst wohnhaften Juden zugezdhlt. Diese Aufenthalts-
bewilligungen wurden nur zu besonderen Zwecken erteilt: zur
Anlage von Fabriken, zum Betriebe von Gewerben, zum (emphy-
theutischen) Ankauf**) herrschaftlicher Branntweinhduser, zur
Pachtung drarischer Mauten etc. — Sie erloschen aber sofort
nach Wegfall der Voraussetzung. Die Judengemeinden unter-
standen, ebenso wie die iibrigen Kommunen, der Grundobrigkeit;
die Juden in den Munizipalstidten waren in der Regel der
obrigkeitlichen Gewalt der benachbarten Grundherrschaft unter-
geordnet, ¥*¥) Im allgemeinen besaBen die Judengemeinden die
gleichen, kdrglich bemessenen autonomen Rechte wie die ,christ-
lichen“ Gemeinwesen jener Zeit.

Matrikenfithrung. Die Fithrung der Geburts-, Ehe- und
Sterberegister bei den Juden stand laut Patent vom 20. Februar
1784 den Ortsrabbinern oder Religionslehrern (Religionsweisern)
zu, welche unter die Kontrolle der katholischen Seelsorger ge-
stellt wurden (Verordnung vom 12. Juni 1794). An die katholischen
Ortsgeistlichen waren Abschriften der Matriken (Kontrollmatriken)
einzuschicken, so daB sich bei diesen auch das authentische Material
iiber die Standesverhidltnisse der ortsansassigen Juden konzentrierte.

Um Differenzen und Ungenauigkeiten zu vermeiden,
wurde mit Patent vom 23. Juli 1787 (J. G. S. 698) verfiigt, daB
die Juden bestimmte Geschlechtsnamen und deutsche Vornamen
filhren sollten; die bis dahin in der jiidischen Sprache oder nach
dem Wohnorte iiblichen Benennungen hatten zu entfallen und

*) Tabelle 4 zeigt an, wie die Juden im Jahre 1848, beziehungsweise
mit SchluB des Jahres 1847, .unmittelbar vor der formellen Aufhebung der
Wohnungsbeschrdnkungen, zufolge der speziellen Aufenthaltsbewilligungen
auBerhalb der Judengemeinden verteilt waren.

**) Zur Eingehung von Kauf-, Miet- und Pachtvertridgen betreffend
Immobilien zwischen Juden und Christen war behdrdliche Bewilligung
erforderlich.

*¥) Die Juden von ProBnitz unterstanden dem Dominium Plumenau,
die von Gewitsch dem Dominium Opatowitz, die von Kostel dem Dominium
Lundenburg. In Prerau unterstanden sie teils der Grundobrigkeit, teils dem
Munizipium.
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die Matriken waren vom 1. Januar 1788 angefangen in deutscher
Sprache zu fiihren.

Die Ortsgeistlichen hatten alljahrlich summarische Ausweise
an die Bischofe einzuschicken, und so zeigen die auf Grund
dieser Ausweise von den Didzesen herausgegebenen Jahres-
schematismen mit ziemlicher Genauigkeit die Seelenanzahl
der Katholiken, Akatholiken und Juden der einzelnen Ortschaften an.

Standesevidenz. Staatliche Volkszdhlungen wurden in Oster-
reich zuerst unter Maria Theresia im Anschlusse an die Einfiihrung
der Wehrpflicht (1769) vorgenommen. Diese Zdhlungen, welche
nach militdrischen Gesichtspunkten erfolgten, wurden urspriinglich
alle drei Jahre, seit dem Jahre 1781 alljdhrlich durch kreisamt-
liche Kommissdre vorgenommen. In der Folge wurden mehrere
Nachtragsbestimmungen erlassen, so das Konskriptionspatent vom
24. Oktober 1804, welches die Vorschriften iiber die Zustindig-
keit regelte, und das Hofdekret vom 10. Januar 1821, welches
iiber die Konskription der Juden Verordnungen traf. Dieses
Dekret verfiigte, daB Juden, die an einem Orte stdndig toleriert sind
(in den Judengemeinden), in diesem Orte zu zdhlen sind, an
Orten jedoch, wo sie nur eine zeitweise Tolerierung genieBen
(auBerhalb der Judengemeinden), in jenem Orte gezdhlt werden
sollen, in welchem sie ihre ,Familienstelle“ besitzen (d.h. in der
zustindigen Judengemeinde). Die Ergebnisse dieser Zahlungen
waren jedoch nicht absolut verldBlich.¥)

Wie bereits erwdhnt, war die Zunahme der jiidischen Be-
volkerung Mahrens vom Jahre 1830 bis zum Jahre 1848 relativ gering.
Die Ditzesan-Schematismen fiir das Jahr 1848 weisen 37.548

*) Die amtlichen Zahlungen ergaben fiir Mdhren und Schlesien

im Jahre 1776 . . . 23.382 Juden im Jahre 1840 . . . 37316 Juden
. » 1801 . .. 27822 . o 1843 . . . 88357 ,
» » 1830 . . . 32244 » » 1846 . . . 40064 ,
s n» 1834 . . . 32547 » n 1850inMidhren38.225
s n 1887 86.660 » »n 1880i.Schlesien 2456

Scari (Systematische Darstellung der in Betreff der Juden in Mdhren erlassenen
Gesetze und Verordnungen) gibt die Anzahl der mihrischen Juden aus dem
Jahre 1830 mit 20.462 an. (Tabelle 4). Diese Differenz erkldrt sich daraus,
daB bei Scaris Berechnung die jiidische Bevolkerung Schlesiens, ferner die
»Tolerierten (116 Familien) und ,Uberzihligen® (14 Familien) nicht beriick-
sichtigt wurden.

2
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Juden aus, und zwar: 19.248 in der Ditzese Briinn und 18.300
in der Ditzese Olmiitz.*) Die staatliche Zahlung ergab rund
38.000, sohin ungefdhr die gleiche Zahl.

Mdhr.-jiid. Landesmassafond. Dieses fiir die Juden Méhrens
so bedeutungsvolle Institut stammt aus der segensreichen Josefi-
nischen Zeit. Durch ein Hofdekret Kaiser Josefs II. vom 26. Juli
1787 wurde namlich aus dem Ertrage mehrerer den Juden auf-
erlegten Ausnahmssteuern und Gebiihren ein Fond geschaffen,**)
welcher ,rentlich herabgekommene* jiidische Gemeinden in Méhren
unterstiitzen sollte. Mit der Kreierung dieses Fondes wurden der
Judenschaft Mihrens reiche Hilfsquellen zur Erhaltung und For-
derung ihres kommunalen Bestandes erschlossen; die Verwendung
der Fondsertragnisse erfuhr im Laufe der Jahre eine mannigfache
Ausdehnung, so daB der Fond nach mehreren religios-kulturellen
Richtungen hin eine segensreiche Titigkeit entfaltete. Die Fonds-
verwaltung bewilligte den Gemeinden nicht nur Unterstiitzungen
zu kommunalen Zwecken, sondern auch zur Errichtung und Er-
haltung von Schulen, gewdhrte Darlehen an ,jiidische Familianten“
zur Herstellung und Erweiterung ihrer Hauser, entlohnte aus den
Fondsertrdgnissen den Landesrabbiner u. a.

Schulwesen. Das Schulwesen unter den Juden in Mdhren
trug bis zu Kaiser Josefs IL Zeiten einen rein internen religiosen

*) Der Schematismus der Olmiitzer Erzdiozese weist fiir das

osterreichische Gebjet aus . . . . . . . . . . . .. . ... .. 21 060

Juden. Hievon abgerechnet die 8 schlesischen Dekanate mit . . . 1.161

werbleiben Fir MBhvet < o - o v % v 4 55 o8 54 68 §a 65 19.899
Hiezu kommen die Juden des Pfarrsprengels Fulnek aus '

dem schlesischen Dekanate Odrau . . . . . . . . . . . . . .. 81

19.930

Nun hat sich in die Aufstellung des Seelenstandes der Olmiitzer
Ditzese insoferne ein Rechenfehler eingeschlichen, als das Dekanat Freiberg
mit 1811 jiidische Seelen angefiihrt erscheint, statt richtig mit bloB 181; es
resultiert sohin nach Abzug der Differenz die richtige Anzah! von 18.300
jildischen Seelen fiir die Olmiitzer Didzese.

**¥) In den Fond hatten zu flieBen: Der halbe Gewinn aus der Ver-
pachtung der jiidischen Verzehrungssteuer, die ,Familien- und Toleranztaxen*
der fremden, keiner Gemeinde inkorporierten Juden, die Abfahrtsgelder
der jiidischen Auswanderer, endlich diverse Strafgelder. Diese Zufliisse wurden
— bis auf die Strafgelder — im Jahre 1831 aufgehoben, so daB der Fond
seither nur auf das Wachstum aus dem Zinsenertrignisse angewiesen ist.



— 19 —

Charakter, da bei den jiidischen Schulen die Einwirkung der
Geistlichkeit, welcher damals ausschlieBlich die Jugendbildung
anvertraut war, fehlte. Dieses Schulwesen, welches hauptséchlich
der Pflege der hebrdischen Sprache und des Talmuds diente,
stand in Mahren auf einer hohen Stufe.*)

Die Kaiserin Maria Theresia, welche nach Aufhebung des
Jesuitenordens das Schulwesen organisierte und in die Staats-
verwaltung iibernahm, lieB das Schulwesen der Juden génzlich
auBeracht. Erst Kaiser Josef, welcher Reformen zugunsten der
Juden fast auf allen Zweigen der Verwaltung und Verfassung
einfithrte, lieB auch dem wichtigen Zweige der Jugendbildung
seine Fiirsorge angedeihen.

Als eine neue Erscheinung féllt in die Josefinische Periode
nebst dem Entstehen o&ffentlicher akatholischer Schulen in Mdhren
die Errichtung von Elementar- und hoheren (Normal-) Schulen in
den jiidischen Gemeinden.

In seinem Bestreben, die Juden durch besseren Unterricht,
Aufklarung der Jugend und ErschlieBung der Wissenschaften,
Kiinste und des Handwerkes zu niitzlichen Staatsbiirgern heran-
zubilden, verordnete er, daB bei jeder jiidischen Hauptsynagoge
des Landes eine eigene normalmifig eingerichtete Schule auf
Kosten der jiidischen Religionsgenossen zu errichten sei, und
daB diese Schulen unter derselben Oberaufsicht wie alle iibrigen
tffentlichen Schulen stehen sollten.

Dieses Zugestdndnis der Errichtung jiidischer Schulen war
jedoch nicht blof fakultativ, sondern die Regierung wirkte darauf
selbst imperativ ein. Sie verordnete den Judengemeinden, in
welchen sich eine Hauptsynagoge befand, Mitglieder aus ihrer
Mitte, oder andere Leute, welche in der deutschen Sprache ge-
iibt und im Lesen, Schreiben und Rechnen erfahren sein mussten,
behufs Bestellung zum Lehramte an die Normalschul-Oberaufseher
zu senden, oder wenn sie keine Lehrer ausfindig machen
konnten, solche vom Gubernium zu erbitten. Die Gemeinden
mubBten erkldren, wie sie diese Lehrer erhalten und fiir die sofor-

#) Die bedeutendste hebriisch-jiidische Schule (Jeschiwah) befand sich in
Nikolsburg, dem Sitze des Landesrabbinats. Hier erhielten mehrere hervor-
ragende jiidische Gelehrte ihre Elementarbildung. Gute Schulen waren ferner
in Boskowitz, Eibenschitz, Ung.-Ostra etc.

2!
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tige Herstellung von einem oder bei vielen Kindern von zwei
Schulzimmern und die Bestellung eines Lehrers fiir jedes Zimmer
sorgen wollten (Gubernialdekret vom 27. April 1782).

An jenen Orten, wo die Juden keine offentlichen Schulen
hatten, war ihnen gestattet und befohlen, ihre Kinder in die
christlichen Normalschulen zu schicken, in welchen sie gleich
den christlichen Kindern, ohne Beirrung ihrer Religion, in allen
Gegenstianden unterrichtet werden sollten, bei dem Religions-
unterrichte aber aus der Schule zu entlassen waren. '

Kaiser Josef stellte sogar mit Patent vom 12. Janner 1782
der jiidischen Jugend frei, sich. den hoheren Wissenschaften zu-
zuwenden und an den inldndischen Universititen die medizinische
und juridische Doktorwiirde zu erwerben.

Die hochherzigen Anregungen Kaiser Josefs II. fanden jedoch
nicht die ungeteilte Zustimmung der Osterreichischen Judenschaft.
Die natiirliche Scheu, vom Hergebrachten zu lassen, die Furcht,
daB durch die Schulbildung und die teilweise Einbiirgerung der
Juden die Jugend vom Judentum abgefiihrt wiirde und dal die
Lehrficher der Normalschule das Talmudstudium verdrdngen
werden, hatte einen groBen Teil der Rabbiner und die Vertreter
des konservativen Elementes gegen Kaiser Josefs reformierende
Judengesetze, welche sie als Gewissenszwang empfanden, ein-
genommen. Allerdings gab es auch einsichtsvolle Méanner, insbe-
sondere Hartwig Wessely und die Prager Rabbiner, welche diese
Gesetze als Wohltat begriiften und den Juden auseinandersetzten,
daB es ihre religiose Pflicht sei, sich allgemeine Bildung anzu-
eignen, und daB sie nur auf diese Weise sich dem Elende ent-
winden konnen. Selbstverstindlich behielten die einsichtigeren
Elemente die Oberhand und eroberten sich den Anhang unter
den breiten Massen der Judenschaft.

Auch Kaiser Franz II. sorgte fiir die Ausbildung der jiidischen
Jugend, insbesondere auf dem Lande, wo sie nicht immer Ge-
legenheit hatte, den religios-moralischen Unterricht in Schulen zu
empfangen. Er lieB ein eigenes religios-moralisches Lehrbuch
(Bne Zion) verfassen und schrieb dasselbe nicht nur fiir alle jii-
dischen Schulen vor, sondern bestimmte auch, daB keinem Juden
die Ehebewilligung und eine Familienstelle erteilt werden solite,
der nicht bei einer, unter gehoriger Kontrolle vorzunehmender
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Priifung den Beweis liefere, von den religios-moralischen Pflichten
und - Grundsatzen in dem MaBe unterrichtet zu sein, um dieselben
auch seinen Kindern weitergeben zu konnen (Hofkanzleidekrete
vom 24. Januar und 14. Februar 1811).

Kaiser Franz war im allgemeinen nicht von Wohlwollen
gegen die jiidischen Schulen erfiillt. So verordnete er mittels
Allerhochster EntschlieBung vom Jahre 1824, daB die Schulen der
Juden von Beitrdgen und Unterstiitzungen aus dem Schulfonds
ausgeschlossen seien und von den Judengemeinden allein er-
halten werden miissen.

Nichtsdestoweniger machte der Stand des Schulwesens und
der Schulunterricht unter den Juden erfreuliche Fortschritte. Im
Jahre 1843 gab es in Méahren 34 jiidische Schulen mit 4341
Kindern und auBerdem besuchten 2309 jiidische Kinder an Orten,
an welchen keine jiidischen Schulen sich befanden, die christ-
lichen Normalschulen.

Die bedeutendsten Schulen waren die mit Industrialschulen
und Kinderbewahranstalten verbundenen Hauptschulen in Bosko-
witz und Nikolsburg. In Boskowitz wirkten 1 Direktor und 9 Lehrer, in
Nikolsburg 1 Direktor und 10 Lehrer. AuBerdem befand sich eine mit
einer Industrialschule und Talmud-Thora-Lehranstalt verbundene
Volksschule in ProBnitz. :

Die jiidischen Gemeinden Mé&hrens haben auf dem
Gebiete des profanen Schulwesens Hervorragendes geleistet.
Viele tiichtige Schulmadnner haben an den jiidisch-deutschen
Normalschulen gewirkt, und die Schiiler traten fast durchwegs
mit Wissen reich ausgestattet in die hoheren Schulen oder ins

praktische Leben.¥)
ai

#) Aus Maidhren stammen u. a. die jiidischen Gelehrten: Dr. Adolf
Jellinek, Prediger in Wien (geb. 1820 in Drslawitz bei Ung -Brod,
gestorben 1893 in Wien), Dr. David Kaufmann, Professor am Seminar in
Budapest, (geb. 1852 in Kojetein, gest. 1899 in Karlsbad), der Orientalist
Professor Dr. Moritz Steinschneider, (geb. 1816 in ProBnitz, gest. 1907 in
Berlin).
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Von der Emanzipation bis zur Einfiihrung der
Dezemberverfassung (1848 —1867).

Rechtsstellung. Das Jahr 1848 bedeutet nicht nur fiir die
allgemeine Geschichte Osterreichs einen wichtigen Markstein, es
ist insbesondere fiir die Juden der Anfang einer neuen Epoche.
Das Verfassungspatent vom 25. April 1848 und in dessen Er-
ginzung das kaiserliche Patent vom 4. Mirz 1849 R.-G.-BL
Nr. 151 statuierten die Gleichheit der Staatsbiirger vor dem Ge-
setze, sowie volle Glaubensfreiheit und beseitigten die fiir die
Juden noch bestandenen Beschrdnkungen der politischen und
biirgerlichen Rechte, insbesondere hinsichtlich der Freiziigig-
keit und riicksichtlich des politischen Ehekonsenses. Jede gesetz-
lich anerkannte Religionsgenossenschaft sollte das Recht der ge-
meinsamen offentlichen Religionsiibung besitzen, ihre Angelegen-
heiten selbstdndig ordnen und ihre Anstalten, Stiftungen und
Fonde selbst verwalten.

Diese Errungenschaften iiberdauerten selbst die reaktiondre
Epoche der folgenden Jahre. Durch die kaiserliche EntschlieBung
vom 31. Dezember 1851, R.-G.-Bl. Nr. 2 ex 1852 wurde wohl
das Verfassungspatent auBer Kraft gesetzt, aber die Gleichheit
aller Staatsangehorigen vor dem Gesetze, die Autonomie der Re-
ligionsgenossenschaften und das Recht der Freiziigigkeit fiir die
Juden ausdriicklich beibehalten.

Erst die kaiserliche Verordnung vom 2. Oktober 1853,
R -G.-Bl. Nr. 199 setzte ,bis zur bevorstehenden definitiven Re-
gelung der staatsbiirgerlichen Verhilinisse der Israeliten“ die in
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jedem Kronlande vor und bis 1. Jinner 1848 bestandenen, die
Besitzfahigkeit der Juden beschrankenden Vorschriften provisorisch
wieder in Wirksamkeit. Dieses Gesetz hatte jedoch keine riick-
wirkende Kraft, sodaB die Juden ihre damaligen Wohnsitze auch
in den ihnen vorher verschlossenen Stddten beibehalten durften.
Allerdings waren Neuansiedlungen in diesen Orten nicht ge-
stattet.

Die neuerliche Anerkennung des Rechtes der Freiztigigkeit
erfolgte erst nach dem Zusammenbruche der Reaktion und des
Absolutismus auf den italienischen Schlachtfeldern des Jahres
1859. Infolge der damals entstandenen liberalen Stromung wurden
mehrere Bestimmungen erlassen, wodurch Rechtsbeschrdnkungen
der Juden entfielen. Mit kaiserlicher Verordnung vom 29. November
1859, R.-G.-Bl. Nr. 217 wurde der politische Ehekonsens und,
wie erwidhnt, mit Ministerialverordnung vom 13. Januar 1860,
R-G.-Bl. Nr. 15 die Beschriankungen in der Zulassung der Juden
zum Gewerbebetriebe und in ihren Wohnrechten aufgehoben;
mit kaiserlicher Verordnung vom 6. Januar 1860 R.-G.-Bl. Nr. 9
entfielen die Beschrdnkungen in der Zeugnisfiahigkeit der Juden.

Es wurde ihnen fortab der Aufenthalt auf dem flachen
Lande und der Erwerb unbeweglicher Giiter fiir ganz Osterreich
(mit Ausnahme von Galizien und der Bukowina) gestattet. /Die
definitive Anerkennung erhielten diese freiheitlichen Ideen im
Staatsgrundgesetze vom 21. Janner 1867 R.-G.-Bl. Nr. 142 iiber
dic allgemeinen Rechte der Staatsbiirger, welches im Artikel 4
die Freiziigigkeit der Person und des Vermdogens und im Artikel
6 das Recht eines jeden Staatshiirgers zum freien Aufenthalte
innerhalb des Staatsgebietes statuiert. Dasselbe Gesetz hat auch
den einzelnen Religionsgenossenschaften, daher auch den Juden,
die selbstindige Ordnung und Verwaltung ihrer inneren Ange-
legenheiten im Rahmen der allgemeinen Staatsgesetze zugestanden.
Die Regelung der #duBeren Rechtsverhdltnisse der israelitischen
Religionsgenossenschaften blieb einer spiteren Zeit vorbehalten

Politische Judengemeinden. In diese Zeitperiode fallt die fiir
die Geschichte der Juden Mdhrens wichtige Kreierung der poli-
tischen Judengemeinden. Wihrend nimlich die auBerhalb Méhrens
befindlichen Judengemeinden bei Emanzipation der Juden ihre



Selbstdndigkeit verloren,*) blieben die mdhrischen Judengemein-
den zum groBten Teile auch nach Sprengung des Ghetto selbst-
stindige Kommunen. Dies ist dem Umstande zu verdanken, daB die
meisten mahrischen Judengemeinden infolge ihrer strengen territori-
alen Abtrennung sowie ihrer rechtlichen Fundierung ihren Ange-
horigen alle jene Ooffentlichen Rechte gewidhrten, wie die
iibrigen Kommunen, und 6ffentlich-rechtliche Institutionen,
wie Schulen, Stiftungen und kommunale Unternehmungen, be-
saBen, welche nicht ohne weiters expropriiert und der benach-
barten Christengemeinde zugewiesen werden konnten. Die Auf-
hebung des Patrimonialverbandes, welche den Kommunen an
Stelle ihrer bisherigen Beschrankungen die freie Verwaltung des
Vermogens und der in ihren natiirlichen Wirkungskreis fallenden
Angelegenheiten, sowie die freie Wahl ihrer Vertretung ver-
schaffte, konnte daher auch an den Judengemeinden nicht spur-
los vorbeigehen, zumal im selben Jahre auch die Gleichberech-
tigung der Juden proklamiert wurde und sohin auch vom konfes-
sionellen Standpunkte kein Hindernis gegen die Anerkennung der
Judengemeinden als vollberechtigter Gemeinwesen vorlag.

Die ,Judengemeinden® erlangten sohin gleich den iibrigen
Kommunen, welche bis dahin unter dem Drucke des patrimoni-
alen Verbandes schmachteten, durch das ,provisorische Ge-
meindegesetz* vom 17. Midrz 1849, R.-G.-Bl. Nr. 170 die Autonomie
und wurden freie ,Ortsgemeinden“, wenn sie ein eigenes ge-
schlossenes Territorium besaBen und die notwendigen Mittel zur
Besorgung der Verwaltung aus Eigenem aufbringen konnten.
Wo die Kreisbehtrden den Abgang dieser Voraussetzungen kon-
statierten, und wo insbesondere die Judengemeinden keine selbst-
standigen Katastralgemeinden bildeten, da wurden sie mit den
gleichnamigen Christengemeinden zu einer einheitlichen Ortsge-

#) Solche selbstindige Judengemeinden bestanden in Galizien und
in Prag. Die Prager Judengemeinde (Josefstadt) wurde mittels des Prager
Gemeindestatutes vom Jahre 1850 mit den iibrigen Prager Stadtteilen vereint;
die galizischen Judengemeinden, deren Rechte bereits mit Patent vom
27./5. 1785 verkiirzt worden waren, verloren ihre -Selbstdndigkeit definitiv
durch das Landgemeindegesetz vom 12./8. 1866. Auch die beiden in Ungarn
bestandenen Judengemeinden Eisenstadt und Mattersdorf wurden bereits
aufgelést. Mdhren ist sohin das einzige Land, welches noch politische
Judengemeinden besitzt.
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meinde vereinigt.*) Von den 52 Judengemeinden, die, wie er-
wihnt, durch Patent vom 15. Februar 1789 geschaffen worden
waren, wurden in Durchfiihrung dieses ,,provisorischen Gemeinde-
gesetzes 25 politische Judengemeinden gebildet, an 10 Orten
blieben die Judengemeinden, trotzdem sie bis dahin selbstindige
Katastralgemeinden bildeten, bloBe Ortsteile mit politischer Unter-
ordnung unter die Christengemeinde, wihrend in den {ibrigen
17 Orten, hauptsdchlich solchen, wo die Judengemeinden keine
territorial fixierten Grenzen besaBen, dieselben gianzlich mit den
Christengemeinden verschmolzen wurden**) (vgl. Tabelle D).

Nachtraglich wurden noch 2 selbstdndige Judengemeinden
kreiert,***) sodaB ihre Zahl nunmehr 27 betrigt. Unter diesen
sind jedoch bloB zwei (Boskowitz und Holleschau) selbstindige
Katastralgemeinden.

Die freiheitlichen Institutionen auf dem Gebiete der Ge-
meindeautonomie wurden wohl durch die Reaktion der folgenden
Jahre auBer Kraft gesetzt, und insbesondere das Allerhdchste
Kabinettschreiben vom 31. Dezember 1851 inaugurierte die Riick-
kehr zum System der Abhidngigkeit der Gemeinde von der Staats-
gewalt. In diesem Sinne erflof auch das Gemeindegesetz vom
24. April 1859, dessen kommunalrechiliche Bestimmungen jedoch
niemals zur Ausfiihrung gelangten. Erst mit Heranbrechen der
konstitutionellen Aera in den 60er Jahren traf man wiederum
Bestimmungen, welche auf das provisorische Gemeindegesetz
vom Jahre 1849 zuriickgreifen. Dieser Epoche entstammen das
Reichsgemeinde-Gesetz vom 5. Marz 1862, R.-G.-Bl. Nr. 18, sowie

#) Die einzigen mdihrischen Judengemeinden, welche eine freiwillige
Vereinigung mit der Christengemeinde eingingen, trotzdem die Notwendigkeit
hiezu nicht vorlag, waren Butschowitz und GroR-Meseritsch. In der letzteren
Gemeinde erfolgte dies unter dem Eindrucke einer durch das Abhanden-

ommen einer Monstranz hervorgerufenen Panik.

*¥) Nicht zu billigen ist der Vorgang der Israelitengemeinde Pohrlitz,
welche ihren offiziellen Titel in ,II. Stadtgemeinde Pohrlitz* umwandelte.

##¥) Von den auf die vorangefiihrte Weise vereinigten Judengemeinden
wurden MiBlitz und Schaffa mit Gesetz vom 18. Jdnner 1867 Nr.6 L.-G.-Bl. wieder
von den gleichnamigen Christenstidten getrennt und zu selbstdndigen Ge-
meinden erhoben. Die Judengemeinde Kromau blieb mit der Stadtgemeinde
vereinigt, trotzdem im Jahre 1869 andere, im Jahre 1849 gleichfalls mit der
Stadtgemeinde vereinigte Ortsgemeinden von derselben getrennt wurden.



— 26 —

die einzelnen Landesgesetze (fiir Mahren vom 15. Mirz 1864,
L.-G.-Bl. Nr. 4), welche den Gemeinden abermals ihre Selbstin-
digkeit und territoriale Integritit wiedergaben. Durch das den
Juden gleichzeitig verliehene Recht der Freiziigigkeit wurden je-
doch die Judengemeinden in ihrem Bestande stark tangiert.
Wahrend frither die Anzahl der jiidischen Familien in den 52
Orten, in denen sie ansiBig waren, wohl nicht vermehrt, aber
auch nicht vermindert wurde, verlieBen jetzt viele Familien, ins-
besondere die jiingeren und tatkriftigeren Elemente, dauernd die
engen Judenstddie, woselbst meist nur der drmere Teil der Be-
volkerung zuriickblieb. Durch das Abstromen so vieler Steuer-
krifte erlitten die meisten Judengemeinden auch betrachtliche EinbuBe
in ihrer Finanzkraft, namentlich die kleineren, deren Entstehung
seit der Vertreibung der Juden aus den ,koniglichen* Stidten
datiert.

Kultuswesen. Die Besorgung der kultuellen Angelegenheiten
blieb - den Judengemeinden auch weiterhin iiberlassen, trotzdem
diese zu politischen umgewandelt wurden und trotzdem durch
die Verleihung der Freiziigigkeit an die Juden sich einerseits ein
Teil derselben auBerhalb der Judengemeinden begab, andererseits
viele christliche Inwohner die von den Judenfamilien zuriickge-
lassenen Wohnungen bezogen. Trotzdem sohin die lokalen
Grenzen fiir den politischen und kultuellen Wirkungskreis der
Judengemeinden nicht mehr wie bisher zusammenfielen, wurde
dennoch kein eigenes Organ zur Besorgung der kultuellen An-
gelegenheiten bestellt, sondern der Vorstand der politischen
Judengemeinde hatte gemeinsam mit dem Ortsrabbinat fiir die
Befriedigung der religiosen Bediirfnisse der Gemeindeangehdorigen,
und zwar sowohl jener innerhalb der Judenstadt als auch auberhalb
der Grenzen derselben, Sorge zu tragen. Nach auBen hin mubBte
freilich diese Scheidung der Agenden erkenntlich gemacht werden,
und die alten Judengemeinden, welche bisher die politische und
kultuelle Agenda gleichmaBig in ihrem Wirkungskreise besorgten,
hatten nunmehr als ,politische judengemeinden® die politische,
als ,,Kultusgemeinden* die kultuelle Agenda zu besorgen.*) Es

*¥) Welcher Art die kultuellen Agenden der Gemeinden waren, ist aus

der Analogie des galizischen Landesgemeindegesetzes vom 12. August 1866
zu ersehen, welche nachstehende Agenden anfiihrt; .
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war sohin bereits zu dieser Zeit die Initiative gelegt worden zur
spiteren vollkommenen Scheidung dieser beiden Begriffe.

Die Juden Mdihrens hatten aber, von dem Rechte der Frei-
ziigigkeit in ausgiebiger Weise Gebrauch machend, sich auch
vielfach in groBerer Anzahl in Orten niedergelassen, welche ihnen
frither verschlossen waren und an denen sich bis dahin keine
jildischen Gemeinwesen befanden. Da sie nun das Bediirfnis
empfanden, an diesen Orten, insoweit sie daselbst in groBerer Zahl
wohnten, ihre religivsen Bediirfnisse zu befriedigen,insbesondere den
Gottesdienst zu verrichten und ihre Kinder in der Religion und
der hebrdischen Sprache erziehen zu lassen, griindeten sie
daselbst Kultusverbidnde, welchen die Erfiillung der vorgedachten
Aufgaben oblag. Obwohl nun die betreffs der Juden geltenden
Vorschriften fiir die Neubildung von Kultusgemeinden keine Vor-
sorge getroffen hatten und der gesetzlich fixierte Bestand von 52
méhrischen Judengemeinden deren weiteren Entwicklung gerade-
zu ein Hemmnis in den Weg legte, drangte doch die Macht der
Verhdltnisse dazu, daB sich die Verwaltungsbehdrden iiber diese
Schwierigkeiten hinwegsetzen und die Entstehung dieser Kultus-
verbdnde zulieBen.*) Die rechtliche Basis und Stellung derselben
war freilich cine schwankende. Sie wurden wohl als religions-
genossenschaftliche Korporationen gebildet und nach den fiir
die eigentlichen Kultusgemeinden bestehenden Normen behandelt,
sie waren jedoch den schon frither bestandenen Gemeinden nicht in
allen Beziehungen gleichgestellt. Ein praktisch sehr wichtiger

a) Die Angelegenheiten der Bethéduser, der Friedhéfe, die Angelegenheiten
des Kultus, die Bestellung der Rabbiner, Prediger, Religionslehrer und
Religionsdiener.

b) Die Angelegenheiten der fiir Israeliten oder fiir Zwecke, an welchen
bloB Israeliten teilnehmen, bestimmten Anstalten, Stiftungen, Stipendien
und andere Fonde.

¢) Die Angelegenheiten des, ein ausschlieBliches Eigentum der israeli-
tischen Bevdlkerung bildenden oder ausschlieBlich fiir diese Bevdl-
kerung bestimmten, oder auch in deren ausschlieBlichen Beniitzung
stehenden Vermdgens.

Es unterliegt keinem Zweifel, daB diese fiir die galizischen Juden
geltenden Bestimmungen auch auf Mdhren Anwendung fanden.

#) Solche Kultusverbiinde wurden in Briinn (1852) und Olmiitz (1865)
gegriindet.
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Unterschied machte sich insbesondere in der Richtung geltend,
daB riicksichtlich der alten Kultusgemeinden eine zwangsweise
Gemeindezugehorigkeit aller in dem betreffenden Gebiete wohn-
haften Juden bestand, wahrend die Mitgliedschaft zu den neuen
Verbinden von dem freiwilligen Beitritte abhingig war. Auch die
Verpflichtung zur Beitragsleistung fiir Kultuserfordernisse, zur
Erhaltung der gottesdienstlichen Anstalten etc. war keine obliga-
torische. Die Verbinde konnten wohl Rabbiner bestellen, allein
diesen stand nicht das Recht der Matrikenfilhrung zu.*) In Per-
sonalangelegenheiten hatten sich die Vereinsmitglieder an ihre
heimatlichen Judengemeinden zu wenden.

Matrikenfiihrung. Kurz vor der Emanzipation der Juden
wurde die Fiihrung der jlidischen Matriken in Mdhren einer ge-
setzlichen Regelung unterzogen. Das Gubernial-Zirkular vom
28. Mai 1846, Z. 14585 verfiigte, daB die Kreisimter auf jedem
Dominium Bezirke zu bestimmen haben, fiir welche jiidische
Matrikenfiihrer zu ernennen’ und zu beeiden sind. Die Matriken-
fiilhrung sollte nur solchen Personen iibertragen werden, welche
mit den Verhéltnissen ihrer Glaubensgenossen vollkommen ver-
fraut und als ,rechtschaffene, wahrheitsliebende und aufgeklirte*
Miénner bekannt waren; insbesondere war diese Tatigkeit in
erster Linie den Ortsrabbinern, sodann Schullehrern, Religions-
weisern, Schulsdngern, bezw. wenn keine dieser Personen vor-
handen waren, ,einem hiezu tauglichen Hausvater* anzuvertrauen.
Die Ernennung erfolgte durch das Kreisamt nach Einholung eines
Gutachtens des dem betreffenden Orte vorgesetzten Dominiums
oder Magistrates und des Ortsseelsorgers. Die durch Ver-
ordnung vom 12. Juni 1794 angeordnete Kontrolle der Matriken
durch den letzteren wurde ausdriicklich aufrechterhalten, fiir
die Fiihrung der Matriken selbst wurden Instruktionen erteilt.

Soziale Verhiltnisse. Ein fliichtiger Blick auf die Tabelle A
lehrt, daB die Juden vom Rechte der Freiziigigkeit im reichen
MaBe Gebrauch machten. Kaum hatten sich ihnen die Tore der

¥) Der einzige Kultusverein, dem (mit Statthalterei-Kundmachung
vom 1. Oktober 1877 Nr. 86 L.-G.-B.) das Recht der Matrikenfithrung einge-
raumt wurde, war der Kultusverband Olmiitz, vgl. S. 45. Die Kultusvereine
Briinn, Iglau, Znaim und Mihr.-Ostrau waren damals bereits zu Kultusgemeinden
erhoben worden.
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engen Judenstadt gedfinet, die ihnen nur geringe Moglichkeit
allgemeiner wirtschaftlicher Betiitigung bot und nur ungemein
diirftige Lebensverhédltnisse gestattete, verbreiteten sie sich je
nach ihrer Neigung in die Stidte und auf das flache Land. Ins-
besondere jene Stddte wurden von den Juden aufgesucht, in
welchen Handel und Industrie blithte, und welche zufolge ihrer
kommerziellen und technischen Einrichtungen, sowie als Knoten-
punkte von Verkehrssirecken und spéter von Eisenbahnen eine
steigende Entwicklung versprachen. Je grioBer die Stadt, desto
groer war der Zuzug der Juden in dieselbe. Es kann aber auch
nicht geleugnet werden, daB die Juden selbst in hohem MaBe
zur industriellen und kommerziellen Hebung ihrer Wohnorte bei-
getragen haben.*) Auf dem Lande waren hauptsachlich der Handel
in seinen verschiedenen Formen und das Gast- und Schankge-
werbe die Berufe der jiidischen Bewohner. Denn diese Berufe
durften sie bereits vor der Emanzipation ausiiben, sie waren
daher mit ihnen vertraut, wogegen die Landwirtschaft ihnen fast
vollstandig verschlossen war, zumal die autochthone Bevdlkerung
eifersiichtig iiber jede Spanne Boden wachte, und dieselbe nicht
durch Verkauf ,entfremden‘ lassen wollte.

Ein groBer Teil der Juden wandte sich auch den freien
Berufen zu.

Standesevidenz. In diesem Zeitraume begann die Staatsver-
waltung bereits, die bis dahin unvollstindigen statistischen Er-
hebungen den Grundsitzen der Wissenschaften anzupassen, und
die gesammelten Erfahrungen zu einer systematischen und ver-
l1aBlichen Volkszdhlung zu verwerten. Die kaiserliche Verordnung
vom 23. Mirz 1857, R.-G.-Bl. Nr. 67 verfiigte, daB in diesem
Jahre, sowie in allen folgenden 6 Jahren Volkszdhlungen nach
dem jeweiligen Stande vom 31. Oktober zu erfolgen haben. Die
erste offizielle staatliche Volkszdhlung fand am 31. Oktober 1857
statt; ihre Ergebnisse wurden vom Ministerium des Innern ver-
offentlicht.**) Nach diesen Erhebungen befanden sich im Jahre

*¥) Mit Ministerial-Verordnung vom 18. Jinner 1860 R.-G.-B. Nr. 15
wurden alle Beschrankungen in der Zulassung der Juden zum Gewerbebetriebe
aufgehoben.

##) ,Bevolkerung und Viehstand Mahrens®, k. u. k. Hof- und Staats-
druckerei 1859.
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1857 in Mihren 41.529 Juden, wdhrend die Schematismen der
beiden méahrischen Ditzesen 42.611 Juden, sohin um 1100 mehr,
aufweisen. Diese Differenz ist hauptsachlich durch die ver-
schiedenen Angaben iiber die Anzahl der jiidischen Bevolkerung
in Briinn entstanden. Wdahrend namlich die iibrigen Bezirke nur
kleinere unvermeidliche Verschiedenheiten bald nach oben, bald
nach unten aufweisen,*) besteht eine groBe Differenz beziiglich
der Landeshauptstadt Briinn, fiir welche die staatliche Volks-
zahlung 215 jiidische Einwohner, der Ditzesan-Schematismus
hingegen 1262 (198 fiir die Stadt und 1064 fiir die Vorstadte)
angibt.*¥)

Da jedoch die Ergebnisse der staatiichen Volkszdhlung nur
nach Bezirken verdffentlicht sind, nicht auch nach den einzelnen
Gemeinden, haben bei der tabellarischen Zusammenstellung fiir
das Jahr 1857 die Diozesan-Schematismen als Grundlage ge-
dient. Dies konnte umso eher erfolgen, als sie (auBer wie er-
wahnt, bei Briinn) nur unbedeutend von den staatlichen Ergeb-
nissen abweichen und die von den Seelsorgern beziiglich der
Bevolkerung ihres Pfarrsprengels angefiihrten Daten verldBlicher
erscheinen, als die den staatlichen Daten vom Jahre 1857 zu-
grundeliegenden Quellen. Diese Angaben stammen nidmlich von
den Gemeindevorstehern, welche in damaliger Zeit zumeist des
Lesens und Schreibens noch wenig kundig waren; von den
Behorden hingegen, welche nicht an Ort und Stelle wohnten, konnte
nicht leicht die Richtigkeit der ihnen gemachten Angaben iiber-
priift werden ®*¥)

#) Im allgemeinen sind in den kirchlichen Aufzeichnungen mehr Juden
in den einzelnen Bezirken angefiihrt, weniger Juden erscheinen bloB in den
Bezirken Seelowitz, Wischau, Tischnowitz und StraBnitz.

#¥) Diese Differenz diirfte darauf zuriickzufiihren sein, daB die staatliche
Volkszédhlung bloB die Mitglieder der damals in Briinn bestandenen Boskowitzer
und Nikolsburger Gebetvereine anfiihrte. Die Briinner Vorstddte sind nicht,
wie man vielleicht vermuten konnte, bei der staatlichen Volkszdhlung im
Landbezirke Briinn eingereiht, denn dieser zdhlt nach dem staatlichen Aus-
weise 95, nach dem kirchlichen 186 jiidische Einwohner.

*#%) DaB die kirchlichen Publikationen verlidBlicher sind, beweist auch
der Umstand, daB sie in manchen Bezirken Juden anfiihren, wo die staatlichen
Ausweise eine jiidische Bevdlkerung iiberhaupt nicht verzeichnen, wie in
Namiest, Sternberg, Liebau. Es besteht gewif keine Veranlassung anzu-
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Das Zeitalter der Dezemberverfassung (seit 1867).

Politische Judengemeinden. Diese Zeitperiode weist keine
gesetzlichen Beschrankungen der Juden mehr auf. Die staats-
grundgesetzlich gewahrleistete Gleichberechtigung blieb theoretisch
in Kraft, wenn sie auch in ihrer praktischen Durchfithrung zu
wiinschen iibrig lieB. Hingegen bildeten die politischen Judenge-
meinden des Ofteren den Gegenstand der Gesetzgebung und
der politischen Judikatur.

Mit der Einfiihrung der Konstitution wurden die einzelnen
Gemeinden sowohl fiir die Landtags- als auch fiir die Reichs-
ratswahlen in Stddte und Landgemeinden eingeteilt und je nach
ihrer Einteilung in Wahlbezirke vereinigt.

In den Wahlordnungen wurde ndmlich namentlich ange-
fiihrt, welche Orte in der Stidtekurie wahlberechtigt sind, wdhrend
alle iibrigen Orte in der Kurie der Landgemeinden ihr Wahlrecht
auszuiiben hatten.

In der Landtagswahlordnung vom Jahre 1861 wurde nun
keine einzige der politischen Judengemeinden namentlich be-

nehmen, dall die jidischen Inwohner in den genannten Bezitken von der
Ortsgeistlichkeit als anwesend angefiihrt worden wiiren, wenn sie nicht tat-
sdchlich im Orte ihren Wohnsitz gehabt hitten. Der einzige Gerichtsbezirk,
in welchem auch nach den kirchlichen Angaben gar keine Juden wohnten,
war Schildberg. Auch beziiglich der Landeshauptstadt Briinn ist die Angabe
des Dibzesan-Schematismus glaubwiirdiger, denn Briinn mit Vororten besal
bereits 1848 (eigentlich Ende 1847) vor der gesetzlichen Proklamierung der
Freiziigigkeit, 445 jiidische Einwohner, und es ist wohl kaum anzunehmen,
daB in diesem Zentrum des Handels, der Industrie und dem Sitze der Landes-
behorden die jiidische Bevdlkerung nach Erlangung der Freiziigigkeit um
mehr als die Hilfte abgenommen hitte. Hingegen haben die kirchlichen
Angaben, welche ein Zunehmen von zirka 800 Seelen konstatieren, alle
Wahrscheinlichkeit fiir sich.
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zeichnet und erst mit Nachtragsgesetz vom 26. November 1871
die Judengemeinde Trebitsch ausdriicklich in die Stadtekurie
einbezogen.*)

In der Reichsratswahlordnung vom Jahre 1873 und dem
Nachtragsgesetze vom Jahre 1896 erscheint gleichfalls blof die
Judenstadt Trebitsch und die Israelitengemeinde Meseritsch in
der Stddtekurie ausdriicklich angefiihrt, trotzdem eine Israeliten-
gemeinde Meseritsch politisch im Jahre 1873 nicht mehr
bestanden hat. Infolgedessen entstanden divergierende Ansichten
dariiber, ob die {ibrigen Judengemeinden in der Kurie der Stddte
oder in der Kurie der Landgemeinden ihr Wahlrecht auszuiiben
hatten.

Da bei Einfiihrung der Landtagswahlordnung das zentrali-
stische Ministerium Schmerling ein Interesse daran hatte, die
Landtage und den Reichsrat womdglich deutsch zu erhalten,
wurde im administrativen Wege die Landtagswahlordnung dahin
gedeutet, daB die Judengemeinden das Wahlrecht in derselben
Kurie ausiiben sollten, wie die gleichnamigen Christengemeinden,
namlich in der Stidtekurie. Es wurde hiebei die Einteilung ge-
wohnlich so getroffen, daB einige deutsche Stiddte mit Hilfe der
Judengemeinden die tschechischen Stiddte innerhalb derselben
Wahlgruppe majorisierten. Denn die Juden wdhlten, insbesondere
zu Beginn der parlamentarischen Epoche, zumeist den deutschen
Kandidaten, weil die Verwaltungsbehodrden dies wiinschten und
weil sie glaubten, hiebei im Sinne der Tradition zu handeln, da
sie, wie erwidhnt, aus Deutschland nach den Lindern der boh-
mischen Krone eingewandert, die deutsche Sprache als Umgangs-
sprache mitbrachten und behielten.

Der Umstand nun, daB die Judengemeinden bei diesen
Wahlen, speziell zu Beginn der parlamentarischen Epoche, in
national umstrittenen Wahlbezirken tfters zugunsten der deutschen
Kandidaten den Ausschlag gaben, war gegen das politische

*) Die Judengemeinde Trebitsch wurde im Gegensatze zu den iibrigen
udengemeinden deswegen ausdriicklich in der Stiddtekurie angefiihrt, weil
sie im Gegensatze zu den iibrigen Judengemeinden eine von der Christen-
stadt territorial (durch den Jihlava-FluB) abgesonderte Landgemeinde bildete,
und bis dahin im Wahlbezirke der dortigen Landgemeinden ihr Wahlrecht
ausgeiibt hatte.



— B

Interesse der tschechischen Parteien. Sie trachteten daher,
die Judengemeinden aus der Stddtekurie, in welcher ihnen
eine dirimierende Rolle zustand, auszuscheiden und in die
Landgemeindenkurie einzureihen, wo sie bei der iiberwiltigenden
Anzahl der iibrigen Wahler nur einen unbedeutenden Faktor
bilden konnten.

Es wurden von tschechischer Seite gegen viele Wahlen Re-
kurse eingebracht, in welchen darauf hingewiesen wurde, daB
den Judengemeinden kein Wahlrecht in der Stidtekurie
zustehe, da sie nicht unter den daselbst wahlberechtigten Orten
ausdriicklich angefiihrt sind, und im Instanzenzuge gingen diese
Beschwerden bis an den Verwaltungsgerichtshof.

Die Entscheidungen desselben lauteten jedoch fast durch-
wegs zu Gunsten der Judengemeinden. Besonders die Entscheidung
vom 5. Juli 1906 in Angelegenheit der Judengemeinde Austerlitz
sprach prazise die Wahlberechtigung dieser Gemeinde in der
Stadtekurie aus, und schaffte hiedurch auch fiir die anderen
Judengemeinden ein bedeutungsvolles Prédjudiz, wenn auch nur
mehr von theoretischer Bedeutung. Denn in der neuen méhrischen
Landtagswahlordnung vom 27. November 1905, L.-G.-Bl. Nr. 2
ex 1906, sowie in der neuen Reichsratswahlordnung vom 26. Janner
1907, R.-G.-Bl. Nr. 17 sind 22 von 27 Judengemeinden in die
Kurie der Stddte eingereiht, und ist sohin diese Frage nun auch
gesetzlich zu Gunsten der Judengemeinden entschieden.

Noch eine weitere wichtige Frage wurde bei Einbringung
von Wahlprotesten aufgerollt, ndmlich der Rechtsbestand
der politischen Judengemeinden. Es wurde darauf hingewiesen,
daB bei manchen dieser Gemeinden die Voraussetzung fiir den
Bestand der politischen Gemeinden, die territoriale Begrenzung,
nicht vorliege, und daher der Bestand dieser Gemeinden ein
illegaler sei.

Mit Riicksicht darauf wurde die mdhrische Statthalterei
vom Ministerium des Innern mittels Erlasses vom 15. Mai 1880
aufgefordert, die erforderlichen Schritte zu einer tunlichst frei-
willigen Vereinigung der politischen Judengemeinden mit den
gleichnamigen Christenstidten einzuleiten. Die Statthalterei be-
traute die Bezirkshauptmannschaften mit der Vornahme der Ver-
handlungen, diese stieBen jedoch auf groBe Schwierigkeiten, so-

3
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wohl seitens der Juden-. als der Christengemeinden, sodaB die
‘Durchfiihrung des Projektes scheiterte.

Die Frage des Rechtsbestandes der Judengemeinden blieb
strittig, bis das vorzitierte Erkenntnis des Verwaltungsgerichts-
hofes auch diese Frage zu Gunsten der Judengemeinden ent-
schied.

Der Verwaltungsgerichtshof erkldrte den Rechtsbestand der
Judengemeinde Austerlitz (und dadurch wohl der méahrischen
Judengemeinden {tberhaupt) fiir -gegeben und begriindete diese
seine Rechtsanschauung ungefdhr folgendermaBen:

»Der Einwand, daB die Judengemeinde Austerlitz von rechts-
wegen keine selbstindige Orts-, beziehungsweise Steucrgemeinde
ist, vermag an der Sache nichts zu andern; denn nach § 1 der
Gemeindeordnung fiir die Markgrafschaft Mahren vom 15. Mirz
1864 haben die zur Zeit der Erlassung dieser Gemeindeordnung
bestehenden Ortsgemeinden als solche fortzubestehen, solange
nicht im gesetzmiBigen Wege eine Anderung eintritt. Eine solche
Anderung ist nicht erfolgt, vielmehr ist dokumentarisch dargetan,
daB die Judengemeinde Austerlitz als selbststindige Ortsgemeinde
bereits vor dem Jahre 1864 (der Schaffung der mihrischen Ge-
meindeordnung) bestanden hat, da8 sie durch die Gemeindeordnung
als politische Ortsgemeinde in Geltung belassen und auch durch
die neue Landtagswahlordnung vom 27. November 1905 von
Gesetzeswegen anerkannt wurde. Ob dieser Bestand der Vorschrift
der territorialen Abgrenzung (§ 1 der provisorischen Gemeinde-
ordnung vom 17. Mdrz 1849) entspricht, ist belanglos, da der
tatsachliche Bestand der betreffenden Judengemeinde mafge-
bend ist.“

Kultusgemeinden. In dieser Epoche wurden auch ,,die dufieren
Rechtsverhiltnisse der israelitischen Religionsgenossenschaft* einer
gesetzlichen Regelung unterzogen. Diese Regelung erwies sich
als unausweichlich, denn mit den alten Judengemeinden, welche
bisher fiir die religiosen Bediirfnisse der Judenschaft gesorgt
hatten, war eine immer gréBere Wandlung vor sich gegangen.
Sie besaBen nicht mehr den urspriinglichen, rein konfessionellen
Charakter, weil viele jiidische Familien, wie erwdhnt, nach Er-
langung der Freiziigigkeit, ihre Heimatsgemeinden verlassen hatten,



wogegen sich eine immer wachsende Anzahl christlicher Inwohner
in den Judengemeinden ansiedelte.

Es war keine seltene Erscheinung, dal gewisse Gemeinden
in groBerer Zahl Angehorige auBerhalb des Heimatsortes besabBen,
als in demselben. Diese Verhéltnisse konnten auf die Dauer den
Interessen und Bediirfnissen einer staatlich anerkannten Konfession,
welche ihre inneren Angelegenheiten selbstand;g ordnen und ver-
walten sollte, nicht entsprechen.

Dazu kam noch, daB diese Gemeinden groftenteils politische
Gemeinden geworden waren, und als solche natiirlich die poli-
tischen Agenden besorgen muBten, sohin nicht mehr geeignet
waren, fiir den jiidischen Teil der Bevolkerung auch in kultueller
Beziehung zu sorgen.

Dieser Mangel einer eigenen Institution fiir die religiosen
Bediirfnisse zeitigte vielfache Ubelstdnde und machte eine gesetz-
liche Regelung der Kultusangelegenheiten umso dringender, als
die staatliche Regelung der Rechtsverhéltnisse der israelitischen
Religionsgenossenschaft auf einer Reihe gesetzlicher Anordnungen
beruhte, welche ihrem Ursprunge nach zumeist in das vorige
Jahrhundert zuriickgriffen.

Wihrend des langen inzwischen liegenden Zeitraumes
hatten sich auf samtlichen Gebieten des offentlichen Lebens so
durchgreifende Wandlungen vollzogen, daB sie an und fiir sich
— auch ohne direktes Eingreifen der Gesetzgebung — die
rechtliche Stellung der Juden beeinflussen muBten. Die dltere Ge-
setzgebung und die sich derselben anschlieBende Reformaktion
hatte sich mit der Judenfrage in einer zweifachen Richtung zu
beschiftigen: einerseits war die individuelle und staatsbiirgerliche
Rechtssphdre der Juden, andererseits ihre religionsgenossen-
schaftliche Stellung zu begrenzen. Fiir die unter den ersteren
Gesic htspunkt fallenden Probleme, welche friiher als der bei
weitem schwierigere und wichtigere Teil der Judenfrage auf-
gefaBt und in den Vordergrund der Erdrterungen gestellt wurden,
-ergab sich eine radikale Losung bei der Neugestaltung der
offentlichen Religionsverhiltnisse, insbesondere in den staats-
grundgeseizlichen Bestimmungen iiber die allgemeinen Rechte
der Osterreichischen Staatsbiirger. Die Rechte und Pflichten der
Staatsbiirger waren hiemit unabhingig vom konfessionellen Unter-

g%
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schiede festgestellt; spezifisch jiidische Rechtsverhiltnisse kommen
seither fiir den staatlichen Bereich nur insoferne in Betracht, als
es sich um die Stellung der jiidischen Religionsgenossenschaft
als solche handelt.

Auch innerhalb des in solcher Weise abgegrenzten Gebietes
muBte jedoch die Umgestaltung des offentlichen Rechtes ihre
Riickwirkung iiben; die bloB negative Funktion der Gesetz-
gebung konnte hier keineswegs geniigen. Die in die Verfassung
aufgenommenen allgemeinen Grundsdtze hatten nur die Richtung
einer neuen Ordnung gewiesen, vermochten aber nicht, letztere
selbst zu ersetzen. Nach wie vor bedurfte ‘das Verhiltnis des
Staates zu den Religionsgenossenschaften einer positiv-rechtlichen
Regelung, welche selbstverstindlich den Grundsédtzen des offent-
lichen Rechtes angepaBt werden mubBte. Hinsichtlich der jiidischen
Religionsgenossenschaft war eine derartige Regelung bis dahin
nicht erfolgt, obschon dieselbe eben in dieser Richtung sich als
dringend notwendig erwies. Es stellten sich der Anwendung der
alten Judenordnungen gewichtige Schwierigkeiten entgegen, da die-
selben auf die Gemeindeverfassung, die Patrimonialgerichts-
barkeit, die Schuleinrichtungen, das Steuerwesen, also auf Ver-
héltnisse Bezug nahmen, welche seither eine vollige Umgestaltung
erfahren haben; andere Schwierigkeiten ergaben sich als Folge
der schon urspriinglich den Judengesetzen anhaftenden Liicken
und Mingel. Hiezu kam noch der Umstand, daB in einzelnen
Gebietsteilen unsérer Reichshilfte die Rechtsverhiltnisse der
jiidischen Religionsgenossenschaft einer gesetzlichen Regelung
iiberhaupt ermangelten. Die Regelung der jiidischen Kultus-
verhiltnisse hatte sich namlich partikularrechtlich derart entwickelt,
daB fiir einzelne Provinzen oder Teile derselben besondere Juden-
ordnungen zur Geltung gelangten. Nun gab es aber Territorien,
in welchen nach dem fritheren Stande der Gesetzgebung eine
 Ansiedlung der Juden gar nicht oder nur in einem sehr be-
schrinkten MaBe gestattet war, fiir welche somit auch eine
besondere Regelung der Judensachen keine Bedeutung gehabt
hidtte. Der Mangel einer solchen machte sich aber sofort geltend,
als nach dem Wegfalle aller Beschrankungen der Ansiedlungs-
freiheit und Freiziigigkeit die jiidische Beviélkerung sich auch in
den derselben bisher verschlossenen Gebieten in dem MaBe aus-
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breitete, daB sie auch als religitse Gemeinschaft in Betrachi
kommen mubBte.

Angesichts so unbefriedigender Zustinde war die Staats-
verwaltung bemiissigt, den im Gesetze vorhandenen oder durch
die spitere Entwicklung geschaffenen Liicken und Umzukdmm-
lichkeiten durch Verordnungen und Einzelnverfiigungen nach
Tunlichkeit abzuhelfen. Aber an sich unzuldnglich, konnte dieser
Vorgang einen Ersatz fiir die mangelnde gesetzliche Regelung
umso weniger bieten, seit die Ausbildung der Staatsverfassung
die Scheidung zwischen Gesetzgebung und Verordnungsgewalt
zu Kklarerem Bewuftsein brachte und die Exekutive bei Be-
urteilung der Grenzen ihrer Machtbefugnisse einen strengeren
MaBstab anzulegen begann.¥)

So trat denn immer dringender an die Regierung die Auf-
gabe heran, eine gesetzliche Neuregelung der duBeren Rechts-
verhiltnisse der jiidischen Religionsgenossenschaft in verfassungs-
miBigem Wege in Anregung zu bringen. Sie sah sich in diesem Vor-
haben bestadrkt durch zahlreiche Petitionen der beteiligten Kreise, ins-
besondere aus Bohmen, Mahren und Galizien, welche die in den jii-
dischenKultusverhdltnissenherrschenden MifistindeingrellenFarben
schilderten und die Regierung um Abhilfe angingen. Eine erhthte Be-
deutung erhielten diese Kundgebungen durch wiederholte Resoluti-
onen des bohmischen Landtages, welche die Regierung zur Regelung
der jiidischen Kultusverhiltnisse in legislativem Wege aufforderten.

Diese MiBstinde veranlaBten insbesondere auch das Ku-
ratorium des mahr.-jiid. Landesmassafondes, am 20. April 1874
eine Denkschrift an die Statthalterei zu richten, in welcher die
tristen Zustdnde des mihr.-jiid. Gemeindewesens geschildert,
die Ursachen dieser Ubelstinde auseinandergesetzt und das Er-
suchen gestelit wurde, im Wege der Gesetzgebung Abhilfe zu
schaffen. In Erledigung dieses Ansuchens erlieB die Statthalterei
eine Kundmachung vom 29. Oktober 1876, L.-G.-Bl. Nr. 32,
mittels welcher Mdhren provisorisch in 54 Kultusgemeindebezirke
eingeteilt wurde;**) denn die Ubelstinde waren so kraB, daB} auf
eine gesetzliche Regelung nicht gewartet werden konnte.

#) Auszug aus den Beilagen zu den stenographischen Prctokollen des
Herrenhauses. X. Session.

##) Alle alten Judengemeinden bis auf zwei, (das nur mehr von zwei
Juden bewohnte Dorf Kosteletz bei Gaya und die in schlesischer Verwaltung
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Erst das ans Ruder gelangte feudale Ministerium Taaffe
legte im Jahre 1880 dem Reichsrat den Entwurf ecines Gesetzes
vor, welches die politischen Agenden der Judengemeinden génz-
lich von den kultuellen trennen und fiir letztere eine selbstindige
Institution ins Leben rufen sollte. Aber es verstrichen trotzdem
noch mehrere Jahre, bevor der Gesetzentwurf durchberaten wurde,
und erst zwei Entscheidungen des Verwaltungsgerichtshofes aus
den fahren 1884 und 1886, welche aussprachen, das den Kultus-
vereinen ein Recht der Besteuerung ihrer Mitglieder nicht zu-
stehe und welche hiedurch die Unhaltbarkeit der damaligen Zu-
stinde kraB beleuchteten, gaben den AnstoB zur endlichen gesetz-
lichen Regelung der duBeren Rechtsverhiltnisse der israelitischen
Religionsgenossenschaft; am 21. Mirz 1890 erhielt das diesbe-
ziigliche Gesetz die kaiserliche Sanktion.

Hiedurch wurde die politische Agenda definitiv von der
kultuellen getrennt und die Judengemeinden Maihrens, welche
bis zum Jahre 1848, beziehungsweise 1864 hauptsichlich kultu-
elle und nur in dem geringen, ihnen durch die damaligen Ver-
héltnisse zugewiesenen MaBe politische Agenden versahen, und
denen sodann beiderlei Agenden gemeinsam ohne entsprechende
duBere Scheidung und oft auch ohne abgesonderte Reprasentanten
zustanden, iibten vom 1. Jdnner 1892 an, an welchem Tage das
neue Gesetz in Kraft trat, bloB politische Agenden aus.

" Ihr Erbe auf kultuellem Gebiete hatten die neukreierten
»Kultusgemeinden' angetreten.

Die definitive Regelung der ,4duBeren Rechtsverhidltnisse der
israelitischen Religionsgenossenschaft“*) erfolgte sohin mit Gesetz
vom 21. Midrz 1890, R.-G.-Bl. Nr. 57, die definitive Einteilung
der Kultussprengel fiir Mdhren mit der Durchfithrungsverordnung
vom 15. Juni 1891, L.-G.-Bl. Nr. 45. Durch diese Verordnung

befindliche, sohin nicht weiter in Betracht kommende Stadt Hotzenplotz)
wurden Sitze von Kultusgemeinden, ferner vier Stddte (Briinn, Iglau, Znaim
und Mihr.-Ostrau), in welchen sich Juden erst nach dem Jahre 1845 in
groBberer Anzahl niedergelassen hatten.

#) Wihrend die &ltere Osterreichische Gesetzgebung und insbesondere
das allgemeine biirgerliche Gesetzbuch die Bezeichnung ,Jjude“ gebraucht,
wurde bei diesem Gesetze nach der neueren Terminologie das Wort
nlsraelite, israelitisch® gewdihit.



wurden die heute bestehenden (50) Kultusgemeinden ins Leben
gerufen, Institutionen zur ,,Befriedigung der religiosen Bediirinisse
und zur Erhaltung und Férderung der durch diesen Zweck gebotenen
Anstalten.* In ihren Wirkungskreis gehort alles, was durch die
Bediirfnisse des religiosen Lebens nach allen Richtungen desselben
geboten erscheint: die Veranstaltung und Uberwachung des
offentlichen Gottesdienstes, die unmittelbare Leitung oder Beaui-
sichtigung der die rituellen Gebote und Gebriduche betreffenden
Funktionen (Beschneidung, Trauung, Leichenbestattung u. dgl.),
die Erhaltung und Forderung der nach den religiosen Satzungen
erforderlichen Anstalten, mit einem Worte, die Befriedigung aller
religiosen Bediirfnisse der Gemeindemitglieder. Jede dieser Kultus-
gemeinden umfaBt ein ortlich begrenztes Gebiet, innerhalb dessen
ihr ein jeder Jude, welcher daselbst seinen ordentlichen Wohn-
sitz hat, angehtren muB. Diese Verpflichtung trifft selbst die im
Territorium der Kultusgemeinde wohnhaften Angehorigen aus-
wirtiger Staaten.

Die Organisation der Kultusgemeinden wurde der auto-
nomen statutarischen Regelung iiberlassen. Nur soviel wurde
bestimmt, daB zur Verwaltung der Angelegenheiten der Kultus-
gemeinde ein Vorstand zu wahlen ist, welcher die Gemeinde
nach auBen vertritt und in der Regel zur Durchfithrung aller
jener Agenden befugt ist, welche bei anderen Religionsgenossen-
schaften zumeist den betreffenden Seelsorgern zugewiesen sind.
Die Einrichtung des Vorstandes sowie auch die Frage, ob
und welche Vertretung sonst in der Kultusgemeinde zu bestehen
habe, wurde der statutenmidBfigen Regelung vorbehalten. Die
Gesetzgebung hat sohin auch in dieser Richtung den verschie-
denen, dem jiidischen Kultuswesen eigentiimlichen Organisations-
formen Rechnung getragen und einer jeden einzelnen Kultus-
gemeinde ihre eigene, durch Herkommen oder Lokalstatut
bestimmte Gestaltung nach Moglichkeit belassen.

Fiir jede Kultusgemeinde ist ein Rabbiner zu bestellen. Aus-
nahmsweise kann jedoch mit Genehmigung des Kultusministeriums
fir zwei oder mehrere Kultusgemeinden ein einziger Rabbiner
bestellt werden, falls die Mittel der einzelnen Kultusgemeinden
zur Bestellung eigener Rabbiner nicht ausreichen.
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Fiir das Amt eines Rabbiners ist die Osterreichische Staats-
biirgerschaft sowie sittliche und staatsbiirgerliche Integritit und
der Nachweis allgemeiner Vorbildung, insbesondere fiir Mahren
laut Statthalterei~-Verordnung vom 30. Juni 1891, L.-G.-B. Nr 47,
die Absolvierung eines Ober-Gymnasiums erforderlich. Die in
der General-Polizei-Ordnung vom Jahre 1754 vorgesehene Ge-
nehmigung durch den Landesrabbiner wurde nicht ausdriicklich
aufrecht erhalten.

Bei Erledigung eines Rabbinats ist sofort fiir eine entspre-
chende Vertretung zu sorgen; die Wiederbesetzung des Rabbinats
hat jedoch binnen ldngstens 6 Monaten vom Zeitpunkte der Er-
ledigung zu erfolgen. Es ist iiberdies Vorsorge zu treffen, daB
Rabbiner auf lingere Zeit angestellt werden und eine ungerecht-
fertigte Entlassung nicht stattfinde.

Die Erfordernisse der Kultusgemeinden werden durch Kultus-
abgaben und Gebithren in der durch die Statuten festgesetzten
Weise bestritten. Zur Hereinbringung der statutenmiBig auf-
erlegten Leistungen, insbesondere der Kultussteuer, wird die po-
litische Exekution gewdahrt.

Die fiir die israelitischen Kultusgemeinden bestimmten, von
der Kultusgemeinde erhaltenen Anstalten sowie Stiftungen rein
konfessioneller Natur, stehen unbeschadet der in den Gesetzen
begriindeten staatlichen EinfluBnahme unter Aufsicht der Kultus-
gemeinde.

Die freie Betitigung der religiosen Uberzeugung, insbeson-
dere auch in ritueller Beziehung, darf nicht behindert werden.*)

Jede Gemeinde muB ein Bethaus, oder je nach der GroBe
der Gemeinde auch mehrere erhalten.

Die Errichtung neuer Kultusgemeinden bedarf der staatlichen
Genehmigung. Dahinzielende Antrage sind nur dann in Ver-

*) Der Ausschub des Abgeordnetenhauses gab in seinem Berichte iiber
den Gesetzentwurf insbesondere der zuversichtlichen Erwartung Ausdruck,
daB durch die Nichtberiicksichtigung der verschiedenen rituellen Richtungen,
welche sich auf dem Boden des mosaischen Bekenntnisses herausgebildet
haben, die auf religidsem und rituellem Gebiete nicht selten zur fanatischen
Leidenschaft sich steigernden Gegnerschaften im Innern der israelitischen
Religionsgenossenschaft nach und nach sich mildern und einer ruhigen, auf
gegenseitiger Toleranz beruhenden Wiirdigung der religidsen Uberzeugungen
und rituellen Anschauungen weichen werden.
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handlung zu nehmen, wenn sie von der Vertretung einer Kultus-
gemeinde, oder von wenigstens 30 Familienhduptern israelitischer
Konfession ausgehen.

Wenn die materiellen Mittel einer Kultusgemeinde nicht
ausreichen, um die gesetzliche Bedingung ihres Bestandes zu
erfilllen, so kann derselben die staatliche Anerkennung entzogen
werden. Das Gebiet derselben ist sodann nach Einvernahme der
beteiligten Vertretungen einer oder mehreren benachbarten Kultus-
gemeinden einzuverleiben.

Die Neuschaffung der Kultusgemeinden erfolgte in folgender
Weise: Die Grundlage der Feststellung bildeten die Gebiete der
alten Kultusgemeinden sowie jener der staatlich zugelassenen
Kultusverbdnde. Die Vertretungen dieser Korperschaften hatten
innerhalb einer bestimmten Frist der Staatsbehorde die Grenzen
ihres Gebietsumfanges anzugeben und gleichzeitig Antrdge riick-
sichtlich der kiinftigen Gestaltung ihres Gemeindesprengels zu
stellen. Innerhalb derselben Frist war in jenen Ortschaften,
welche bis dahin keiner Kultusvereinigung angeharten, in welchen
jedoch eine grofere Anzahl Juden ansdBig war, die jiidische
Bevolkerung mittelst 6ffentlicher Kundmachung zu einer Erklarung
aufzufordern, ob sie sich zu einer selbstindigen Kultusgemeinde
konstituieren oder einer bereits bestehenden einverleibt werden
wolle. Bei der vorzunehmenden Feststellung der Kultusgemeinde-
sprengel wurde sodann unter tunlichster Beriicksichtigung der
bestehenden Verhdltnisse an dem Grundsatze festgehalten, daB
Kultusgemeinden nur dann geschaffen werden sollen, wenn hin-
reichende Mittel zu Gebote stehen, um den Bestand der nétigen
gotlesdienstlichen Anstalten und Einrichtungen, die Erhaltung der
Religionsdiener und die Erteilung eines geregelten Religions-
unterrichtes zu sichern, und daB, insofern diese Voraussetzungen
zutreffen, die Sprengel der Kultusgemeinden nicht all zu sehr
auszudehnen seien. Die Feststellung der Sprengel selbst erfolgte
im Verordnungswege. In Mdhren wurden, wie erwédhnt, 50 Kultus-
gemeinden geschaffen, hievon 39 an Sitzen alter Judengemeinden
und nur 11 in Stddten, welche erst in neuerer Zeit von Juden
in starkerer Zahl bewohnt waren (siehe Tabelle D). Zwdolf alte
Judengemeinden, welche bis dahin teilweise bereits ihres poli-
tischen Charakters entkleidet waren, verloren nun wegen der
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geringen Anzahl ihrer Gemeindeangehorigen, beziehungsweise
wegen Geringfiigigkeit ihres zu Kultuszwecken bestimmten Ver-
mogens auch ihre kultuellen Funktionen, und ihre Territorien
wurden den benachbarten Kultussprengeln zugewiesen.*). Uber
das Vermdgen der aufgelosten Kultusgemeinden war im Ver-
waltungswege eine Entscheidung zu treffen. In der Regel hatte
dieses Vermogen auf jene Kultusgemeinde iiberzugehen, welcher
die aufgeloste Gemeinde zugewiesen wurde. Hiebei war an dem
Grundsatze festzuhalten, daB bestehende gottesdienstliche Anstalten
ihrer Widmung nicht entzogen werden sollen und dab stiftungs-
mébigen oder auf besonderen Rechtstiteln beruhenden Bestim-
mungen kein Abbruch geschehe. Fiir letzteren Fall bleibt den
Beteiligten das Betreten des Rechtsweges vorbehalten, durch die
erstere Bestimmung sollte der bekannten Pietit der Juden fiir
ihre gottesdienstlichen Anstalten, namlich Bethdauser und Fried-
hofe, Rechnung getragen, und insbesondere bewirkt werden, daB
diese urspriinglich fiir die im Orte wohnhaften Glaubensgenossen
bestimmten und zumeist mit ortlichen Mitteln errichteten Anstalten
den Ortsinsassen zu deren weiteren Beniitzung gewahrt bleiben.

Hingegen wurden bei dieser Neugestaltung die provisorischen
Kultusgemeinden Briinn, Iglau, Znaim und Maéhrisch-Ostrau zu
definitiven gestaltet und noch 7 andere Stadte mit entsprechen-
dem Sprengel aus dem Territorium ihrer bisherigen Kultus-
gemeinden ausgeschieden und zu selbstindigen Kultusgemeinden
erhoben.**) Die Betretung des administrativen Instanzenzuges
gegen die Feststellung der Kultussprengel war ausgeschlossen.
Die neue Einteilung trat mit 1. Janner 1892 in Kraft. Der Umfang
der Kultussprengel ist nicht iiberall gleich; in Gegenden, die von
Juden spérlicher bewohnt sind, wurde die in einer groBeren
Anzahl von Gerichtsbezirken wohnende Judenschaft zu einer
Kultusgemeinde vereinigt, in Gegenden mit einer dichten jiidischen

*) Althart und Pullitz wurden der Kultusgemeinde Jamnitz zugewiesen,
Koritschan und Kosteletz der Kultusgemeinde Gaya, Markwaritz und Woélking
zu Piesling, Tobitschau zu Kojetein, Eisgrub zu Kostel, Irritz zu MiBlitz,
Battelau zu Triesch, Wessely zu Ung.-Ostra und Puklitz zu Iglau.

#¥) Olmiitz von ProBnitz, Ung.-Hradisch von Ung.-Ostra, W.-Meseritsch
von Holleschau, Neutitschein von Weilkirchen, Auspitz von Kostel, Wischau
von Eiwanowitz und Zwittau von Gewitsch.
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Bevolkerung finden sich oft mehrere Kultusgemeinden in einem
Gerichtsberichte.*) Die Kultussprengel wurden noch nachher
in den Jahren 1893 und 1894, den sich ergebenden Bediirfnissen
entsprechend, einigermaBen abgedndert.*¥)

Matrikenfithrung. Die Fiihrung der Matriken und die damit
verbundene Evidenzhaltung der Bevdlkerung in den Juden-
gemeinden oblag nicht, wie bei den christlichen Religionsgenossen-
schaften, den Seelsorgern, sondern es wurden hiezu eigene Matriken-
filhrer bestellt, (Gesetz vom 10. Juli 1868 R.-G.-Bl. Nr. 12 ex 1869)
als welche freilich an vielen Orten die Rabbiner nominiert und
unter Eid genommen wurden.

Durch die Aufstellung selbstédndiger jiidischer Matriken-
fithrer entfiel die vorerwdhnte mit Patent vom 12. Juni 1794
statuierte Verpflichtung zur Einsendung von Matrikenabschriften
an die Ortsgeistlichkeit, vielmehr erhielten die jiidischen Matriken
selbst offentliche Glaubenswiirdigung und volle Beweiskraft. Erst
mit ErlaB des Ministeriums des Innern vom 6. Dezember 1873
Z. 14,102 wurden die jiidischen Matriken bei Wahrung des
Rechtes ihrer Autentizitdit unter die Kontrolle der Staatsgewalt
gestellt, indem die jiidischen Matrikenfiihrer Duplikate der Ein-
tragungen in die Matriken alljahrlich fiir das vorangegangene
Jahr an die vorgesetzte politische Behorde erster Instanz einzu-
senden haben. Auch fiir jenen Zeitraum, in welchem an die
katholischen Seelsorger keine Kontrollmatriken mehr eingesendet
wurden (1868—1874), mubiten Abschriften verfaBt und an die
politische Behorde abgeliefert werden. Der politischen Behorde

#) Das groBte Territorium besitzt die Kultusgemeinde Aussee mit
mehr als sieben Gerichtsbezirken in dem von Juden nur schwach bewohnten
deutschen Nordméhren. Der Sprengel der Kuitusgemeinde Neutitschein um-
faBt vier Gerichtsbezirke, 7 Kultusgemeinden umfassen je drei, 11 je zwei,
15 je einen Gerichtsbezirk. In 6 Gerichtsbezirken (Austerlitz, Eibenschitz,
Jamnitz, Lundenburg, Ung.-Ostra und Wischau) befinden sich je zwei, im
Gerichtsbezirke lglau sogar drei Kultusgemeinden (Iglau, Pirnitz, Triesch).

#¥) Der Gerichtsbezirk Mistek wurde vom Kultussprengel Méhr.-
Ostrau abgetrennt und mit dem schlesischen Kultussprengel Friedek zur
Kultusgemeinde Friedek-Mistek vereinigt; und conform wurde der schlesische
Gerichtsbezirk Oderberg von Friedek getrennt und dem Kultussprengel
Mihr.-Ostrau zugewiesen, ferner der Gerichtsbezirk Joslowitz vom Kultus-
sprengel Znaim dem Kultussprengel MiBlitz.
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wurde das Recht eingerdumt, sich jederzeit durch Stichproben,
von der Ubereinstimmung der Abschriften mit den Original-
matriken zu iiberzeugen.

Die Fiihrung der Matriken in den Judengemeinden hatte
jedoch nicht nur beziiglich samtlicher Ortsansdssigen, sondern
auch beziiglich aller in der Gemeinde heimatsberechtigten
Juden zu erfolgen, welche aus ihrer Heimatsgemeinde aus-
gewandert waren und sich anderwdrts niedergelassen hatten
(Minist. Vdg. vom 28. April 1857). Diese auswirts wohnenden
Juden muBten sich sohin in allen Personalangelegenheiten immer
noch an ihre alte Heimatsgemeinde wenden. Der Zusammenhang
zwischen den alten Judengemeinden und ihren auswértigen
Mitgliedern wurde immer lockerer, je ldnger diese Mitglieder
auBerhalb ihrer Gemeinde wohnten und je entfernter sie sich
befanden. Hiezu kam noch der Umstand, daB mit Ministerial-
ErlaB vom 14. Juli 1869 die auswirts wohnhaften Juden von
der Beitragspflicht zu den Kultusauslagen ihrer Heimatsgemeinde
enthoben wurden, wenn sie den Nachweis lieferten, daB sie zu
der Kultusgemeinde oder Kultusgenossenschaft ihres neuen Wohn-
ortes beitragspflichtig geworden waren. Damit war namentlich
den alten, zum groBen Teile verlassenen Judengemeinden eine
Last aufgebiirdet, der sie beim Entiallen vieler steuerkréftiger
Elemente allmdhlich nicht gewachsen waren. So trat immer
hdufiger der Fall ein, daB die alten Judengemeinden sich
weigerten, fiir ihre auswirtigen, nicht beisteuernden Gemeinde-
Angehorigen die erforderlichen Eintragungen in die Register vor-
zunehmen, da sie nicht allein den mit der Matrikenfiihrung ver-
bundenen Aufwand bestreiten wollten und konnten. Dies fiihrte
selbstverstandlich viele Ungenauigkeiten und Unvollstindigkeiten
in der Matrikenfiihrung herbei, deren Folgen noch jetzt vielfach
empfunden werden.

Es machte sich daher auch hier das Bediirfnis nach einer
modernen Neugestaltung geltend. Mit Ministerial-Verordnung vom
16. Juni 1873 Z. 7351, bezw. Kundmachung der mahr. Statt-
halterei vom 22. Mai 1874 L.-G.-Bl. Nr. 43 wurde angeordnet,
daB jiidische Geburts-, Ehe- und Sterbefélle in Orten, in denen
keine jiidischen Matrikenfiihrer sich befanden, der Bezirkshaupt-
mannschaft anzuzeigen sind, welche diese Anzeigen an den
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Matrikenfiihrer der nichstgelegenen Kultusgemeinde weiter zu
leiten hatte. Doch dieser Modus erwies sich als umstdndlich,
und es erfolgte sohin eine territoriale Regelung des Matriken-
wesens, konform jener der Kultusverwaltung.

Die Ministerialverordnung vom 29. Mai 1876 R.-G.-Bl. Nr. 76
bestimmte, daB Israeliten, welche auBerhalb des Verbandes einer
Kultusgemeinde leben, beziiglich der Eheaufgebote, EheschlieBung,
-Scheidung und -Trennung als der ihrem Wohnorte zunichst
gelegenen Kultusgemeinde einverleibt anzusehen sind. Der Umfang,
bis zu welchem die Kultusgemeinden fiir die bezeichneten
Zwecke auszudehnen waren, sollte von den Landesbehorden
bestimmt werden. In Durchfiihrung dieser Verordnung wurden
mittels Statthalterei-Kundmachung vom 1. Oktober 1877, L.-G.-Bl.
Nr. 35, die Gebiete der israelitischen Kultusgemeinden hin-
sichtlich der Ehe-Angelegenheiten fixiert, und mit Statthalterei-
Kundmachung vom 1. Oktober 1877, L.-G.-Bl. Nr. 36 Maihren
provisorisch in 55 jiidische Matrikenbezirke *) eingeteilt. Dadurch
daB deren ausschlieBliche Kompetenz in allen Personalangele-
genheiten der Juden des betreffenden Territoriums dekretiert
wurde, wurde eine einfache, genauere und {ibersichtlichere
Fithrung der Matriken herbeigefiihrt.

Die definitive Regelung des Kultuswesens hatte auch eine
definitive Ordnung des Matrikenwesens zur Folge. Die Statthalterei-
Kundmachung vom 23. Oktober 1891, L.-G.-Bl. Nr. 57, statuierte,
daB jeder der 50 Kultussprengel einen eigenen Matrikenbezirk
bilden solle und jede Kultusgemeinde fiir die Matrikenfiihrung
ihres Bezirkes zu sorgen habe.

Kultusvereine. In dieser Epoche entwickelte sich neben den
bis dahin bestandenen Kultusgemeinden und den seit der Eman-
zipation ins Leben getretenen Kultusverbédnden eine dritte Form
jlidischer Kultusgemeinschaft, die Kultus- (Minjan- oder Gebet-)
Vereine. Als namlich das Gesetz vom 15. November 1867,
Nr. 134 R.-G.-Bl. der Vereinsbildung freieren Spielraum gewdhrte,
indem das Erfordernis staatlicher Genehmigung entfiel, konsti-
tuierten sich auf Grund dieses Gesetzes zahlreiche jiidische

*) Die 55 Matrikenbezirke fielen territorial mit den 54 provisorischen
Kultusbezirken zusammen, nur die Stadt Olmiitz, welche zur Kultusgemeinde
ProBnitz gehorte, bildete einen selbstindigen Matrikenbezirk.
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Kultusvereine, oft mit einem so weitgehenden, das gesamte
Gebiet religionsgenossenschaitlicher Wirksamkeit umfassenden
Vereinszwecke, daB sie tatsichlich die Aufgaben einer Kultus-
gemeinde iibernahmen. Ihre rechtliche Stellung war analog
jener der vorerwdhnten Kultusverbdnde. Diese Dreiteilung der
jiidischen Gemeinwesen war mit eine Veranlassung zur Neu-
regelung der Rechtsverhdltnisse der Juden, welche sodann mit
Gesetz vom 21. Miarz 1890 erfolgte. Man ging hiebei von dem
in der Osterreichischen Gesetzgebung beziiglich sdmtlicher
Konfessionen festgehaltenen Grundsatze aus, daB die Zuge-
horigkeit zu einer Kultusgemeinde nicht in das Belieben des
Einzelnen gestellt werden kann, sondern daB hiefiir ein objektives
Moment, der Wohnsitz, maBgebend sein miisse. Nichts desto-
weniger blieben auch nach Neukonstituierung der Kultusgemeinden
die bisher bestandenen Kultusvereine innerhalb der Sprengel
der Kultusgemeinden fortbestehen, soferne sie nicht in den
Jahren 1876 und 1890 zu selbstidndigen Kultusgemeinden erhoben
wurden.®) Seither erfolgten noch vielfach Griindungen von
Kultusvereinen, welche hiezu der Zustimmung jener Kultus-
gemeinde bediirfen, in deren Sprengel sie errichtet werden sollen.
Die derzeit bestehenden Kultusvereine**) decken ihre Kultus-
bediirinisse zum groBten Teile aus eigenen Mitteln, ohne Unter-
stiitzung der iibergeordneten Kultusgemeinde, teilweise subven-
tioniert vom madhr.-jiid. Landesmassafond. lhre Mitglieder sind
hiedurch stark belastet, da sie nebst den Bediirfnissen fiir den
lokalen Kultus auch noch die Kultussteuer an die Muttergemeinde
abfithren miissen, und ihnen hiebei bloB ein kleiner, statuten-
mdBiger Abstrich (die Hilfte oder ein Dritteil) gewadhrt wird.

Volkszdhlung. Das alte Volkszahlungsgesetz vom Jahre 1857,
welches sich von den beengenden Normen der militdrischen Kon-
skription nicht geniigend hatte frei machen konnen, zeigte ver-

*) Mit Statthalterei-Kundmachung vom 29. Okt. 1876, L.-G.-B. Nr. 82,
wurden die Kultusvereine Briinn, Iglau, Znaim und Mahr.-Ostrau zu Kultus-
gemeinden erhoben, mit Ministerial-Verordnung vom 15. Juni 1891, L.-G.-B.
Nr. 43, die Kultusvereine Olmiitz, Ung.-Hradisch, Wall.-Meseritsch, Neu-
titschein, Auspitz, Wischau undfZwittau. (Vgl. S. 38 und 42.)

**) Kultusvereine befinden sich fast in allen alten Judengemeinden, an
deren Sitze keine Kultusgemeinde gegriindet wurde, nimlich in Battelau (zur
Kultusgemeinde Triesch gehdrig), Eisgrub (zu Kostel), Irritz (zu MiBlitz),



i
— [

schiedene wesentliche Maingel, die eine durchgreifende Reform
notwendig erscheinen lieBen. Diese erfolgte durch das den
modernen Anforderungen der Verwaltung und Wissenschaft ent-
sprechende Volkszdhlungsgesetz vom 29. Marz 1869, R.-G.-Bl
Nr. 67. In Ausfithrung dieses Gesetzes wurden nun — durchaus
verldBliche — Zdhlungen im Jahre 1869 und seither alle 10 Jahre
nach dem Stande vom 31. Dezember, sohin bereits in den Jahren
1880, 1890 und 1900 vorgenommen. Die Durchfiihrung dieser Zah-
lungen ist den politischen Behorden, in letzter Linie den Gemeinden
zugewiesen; dieBearbeitungder Erhebungen und die Veroffentlichung
der Zahlungsresultate obliegt der statistischen Zentral-Kommission in
Wien. Die herausgegebenen Ausweise enthalten auch die Zusammen-
stellung der Bevdlkerung nach Konfessionen und sind hiedurch die
verldBlichste Quelle iiber den Stand der jiidischen Bevolkerung. Die
staatlichen Ausweise sind jedoch nicht die einzigen. Die kirchlichen
Behdrden haben neben den staatlichen Zahlungen ihre eigenen Auf-
zeichnungen iiber den Stand der Bevolkerung nachKonfessionen auch
weiter fortgesetzt, doch kénnen diese mit Bezug auf die jiidische
Bevolkerung nicht mehr jenen Anspruch auf Vollstindigkeit und
Richtigkeit erheben wie vorher, da die von Kaiser Josef IL
statuierte Verpflichtung der jiidischen Matrikenfiihrer zur Ein-
sendung von Matrikenabschriften an die Pfarrdmter im Jahre 1868
aufgehoben wurde. Die Daten der Ditzesan-Schematismen {iber
die Anzahl der jiidischen Bevélkerung erscheinen auch tatsdchlich
viel zu hoch gegriffen.*) Auch von jiidischer Seite erfolgten

Koritschan (zu Gaya), Markwaritz (zu Piesling), Pullitz (zu Jamnitz),
Tobitschau (zu Kojetein), Wessely (zu Ung.-Ostra) ; auBerdem befinden sich
Kultusvereine in Datschitz (zu Jamnitz), Médhr.-Budwitz (zu Schaffa), Méhr.-
Schonberg, Hohenstadt, Mihr.-Neustadt und RoOmerstadt (zu Aussee),
Zerawitz (zu Bisenz), Wal.-Kilobouk (zu Ung.-Brod), Klobouk und Steinitz
(zu Dambofitz), Méhr.-Triibau (zu Gewitsch), Bistritz a. H. und Wisowitz
(zu Holleschau), Napajed! (zu Ung.-Hradisch), Tischnowitz (zu Lomnitz),
Miiglitz und Littau (zu Loschitz), Landshut und Neudorf (zu Lundenburg),
Neustadtl, Saaz und GroB-Bitesch (zu GroB-Meseritsch), Freiberg und
Frankstadt zu Neutitschein), Sternberg und Pawlowitz (zu Olmiitz), Witkowitz,
Oderberg und Oderfurt (zu Mé&hr.-Ostrau), Zlabings (zu Piesling), Seelowitz
(zu Pohrlitz), Welka (zu StraBnitz), Bautsch (zu Maéahr.-WeiBkirchen),
Wsetin, GroB-Karlowitz und Neu-Hrozinkau (zu Wal.-Meseritsch) u. a.

*) So weist der Dibzesanschematismus fiir das Jahr 1869—54.188 Juden
auf, eine Zahl, die von den Juden Mihrens noch niemals erreicht wurde,
gegeniiber 42.644 jiidischen Einwohnern, welche auf Grund der staatlichen
Volkszdhlung konstatiert wurden.
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Aktionen zur Vornahme von statistischen Arbeiten iiber die ge-
samte jiidische Bevolkerung. Im Juli 1871 beschloB die jiidische
Synode in Augsburg die Bearbeitung einer Statistik des Juden-
tums in Deutschland, der Schweiz und Osterreich-Ungarn und
bestelite zu deren Durchfiihrung eine Exekutiv-Kommission. Durch
diplomatische Vermittlung des schweizerischen Bundesrates wandte
sich der Obmann dieser Kommission, Dr. Hermann Engelbert,
Rabbiner in St. Gallen, an die &sterreichische Regierung mit dem
Ersuchen, die zur Statistik des Judentums notigen Erhebungen
anzuordnen. Das Ministerium des Innern erkldrte sich tatséchlich
zur Vornahme der diesbeziiglichen Erhebungen bereit und {iber-
trug die Zusammenstellung und Bearbeitung des Materials der
Direktion der administrativen Statistik. Die Erhebungen erfolgten
durch Anfragen bei den Kultusgemeinden und durch Beniitzung
anderer Quellen. Das hiedurch gewonnene Material wurde in der
»otatistik des Judentums in den im Reichsrate vertretenen Konig-
reichen und Lédndern“ (Bearbeitet von Gustav Adolf Schimmer,
Sekretdr der Direktion fiir administrative Statistik), niedergelegt.*)

Landesmassafond. Mit dem Wiedererwachen der politischen
Freiheit und der konstitutionellen Einrichtungen, welche einer
jeden Konfession die autonome Verwaltung ihrer Stiftungen und
Fonde zusicherten, wurde die Frage akut, wer der Eigentiimer
des bis dahin in landesfiirstlicher Verwaltung befindlichen Landes-
massafondes sei.- Wahrend ihn der miahr. Landtag (im Jahre 1863)
als Landesfond reklamierte, wurde er von der Statthalterei

*) Diese Broschiire verzeichnet, nach Kultusgemeinden und Kultus-
vereinen geordnet, die Zahl der Gemeindemitglieder, der Kultusbeamten
und Schulen, der Immobilien, insbesondere Synagogen, Schulhduser und
Begrabnisplatze, schlieBlich der Wohltitigkeitsanstalten und Vereine. Die
Erledigungen der an die Gemeinden gerichteten Anfrageschreiben erfolgten
jedoch nicht gleichartig. Die Mehrzahl der Gemeindevorstinde begniigte
sich damit, das Ergebnis der letzten Volkszdhlung vom Jahre 1869 zu re-
produzieren, andere gaben die Zahl der Mitglieder im eigentlichen Sinne,
nimlich der in den Gemeindeverband Aufgenommenen und Beisteuernden an,
verfuhren aber auch hiebei nicht gleichméBig, indem sie teils alle solche
Mitglieder beiderlei Geschlechtes, teils nur die Familienhdupter anfiihrten.
Infolge dessen blieben diese Daten weit hinter der Wirklichkeit zuriick,
.indem sie im Gegensatze zur staatlichen Volkszihlung, welche im Jahre 1869
in Mihren 42.644 Juden verzeichnete, bloB 36.484 Juden (somit weniger als
vor dem Jahre 1848) ausweisen.
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namens der Regierung fiir den Staatsschatz vindiciert, weil er
ausschlieBlich aus @rarischen Steuern und Abgaben zustande ge-
kommen war. Nur den fortgesetzen Bemiihungen der jiidischen
Vertreter, mit dem Briinner Kultusvorsteher Julius Ritter von
Gomperz an der Spitze, gelang es, beim Minister Dr. Karl Giskra
die Ubergabe des Fondes in die Verwaltung der mihrischen
Judenschaft zu erwirken. Am 17. November 1868 traten die von
der Regierung einberufenen Delegierten der 52 Judengemeinden
zusammen, um ein Statut iiber die Verwendung und Verwaltung
des madhrisch-jiidischen Landesmassafondes zu entwerfen. Dieses
Statut, welches den Fond ,nach seiner Entstehung und Bedeu-
tung als ein unteilbares und unverduBerliches Gemeingut der
. gesamten Judenschaft Mdhrens* proklamierte, erhielt die kaiser-
liche Genehmigung mit a. h. EntschlieBung vom 28. September 1869.
(ErlaB des k. k. Ministeriums des Innern vom 30. September 1869,
Z. 14.897). Laut Inhalt dieser Statuten sind die Fonds-Ertragnisse
zu folgenden gemeinniitzigen Zwecken zu verwenden:

a) zur Subvention der hebriisch-deutschen Volks- und Gemeinde-
Religionsschulen 'in Mahren (bis 40 °/, der Ertrignisse);

b) zu Beitrdgen fiir jiidische hohere Bildungs- und Humanitats-
anstalten;

c) zu Personal-Unterstiitzungen und Pensionen, ferner zu Sti-
pendien fiir jiidische Rabbinats- und Lehramts-Kandidaten
aus Mdihren (bis 25 %, der Ertrdgnisse);

d) zu Unterstiitzungen und Notstandsdarlehen an hilfsbediirftige
jiidische Gemeinden in Mihren.

Die Verwaltung des Fondes obliegt einem 1lgliedrigen
Kuratorium, das von den Delegierten der mahrischen Gemeinden*) -
auf je 3 Jahre gewdhlt wird, und das iiber seine Gebarung all-
jahrlich der Delegiertenversammliung Rechenschaft zu erstatten hat.

*) Nach Inhalt der Statuten vom jJahre 1869 hatten die (52) méhrisch-
politischen Judengemeinden je einen Delegierten zu entsenden. Nach Schaffung
der Kultusgemeinden (1890) wurden die Statuten mit ErlaB des Ministeriums
des Innern vom 29. Janner 1895, Z. 28 645 ex 1894, dahin abgeindert, daB
an Stelle der politischen Judengemeinden die (50) médhrischen Kultus-
gemeinden und die in den mihrischen Enklaven gelegene, jedoch in schle-
sischer Verwaltung befindliche Kultusgemeinde Hotzenplotz Delegierte ent-
senden.

4
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Der Fond, welcher zur Zeit der Ubernahme in die autonome
Verwaltung (1869) einen Kapitalstand von 911,846 fl. 79 kr. mit
jahrlichen Ertrdgnissen von 40.252 fl. 86 kr. reprédsentierte, weist
nach dem Rechnungs-Abschlusse vom Jahre 1905 folgende
Posten auf:

Fondskapital . . . . . . . . . . . . . K 2051.200—
Reservefond . . . . . . . . . . . . . , 151800—
Pensionsfond.. . . . & « « w % % » s » 5  SEITPID
Ertrdgnisse . . . . . K 105.698 97
hievon ab Ausgaben . . , 98612:58 " 7.086°39
Zusammen. . . . . . . . . . K 224046414

DaB der Fond seinen Aufgaben gerecht wird, beweisen
folgende Ziffern iiber die im ]ahre 1905 geleisteten Subventionen:

Schulsubventionen . . . -« « « . . . . K 27600—
Gemeindeunterstiitzungen® . . . . . . . . , 27.830—
Personalunterstiitzungen**) . . . . . . . . , 13470—
Pensionsbeitrage » 3.666°97
Stipendien “ ws oA % B % iR 600 —
Bildungs- und Humanltatsanstalten e« e o« o+ n 6735—

Der maéhrisch-jiidische Landesmassafond bildet sohin bei
der steten Abnahme der wohlhabenden Steuertrdger in den kleinen
Gemeinden und dem sinkenden Opfersinn fiir jiidische Zwecke
eine zuverldssige Hilfsquelle fiir den jiidischen Kultus in Méhren.

Stiftungen und Vereine. Wie bereits erwahnt, befinden sich
die kleinen Gemeinden auf dem Lande in immer schwierigeren
materiellen Verhiltnissen und es ist ihnen nur ermoglicht, mit
fremder Hilfe, unter anderem — wie erwdhnt — der Hilfe des
mdhrisch-jiidischen Landesmassafondes, ihren kommunalen und
kultuellen Verpflichtungen Geniige zu leisten.

Als eine wichtige Hilfsquelle erscheinen ferner fiir die kleinen
Gemeinden die daselbst bestehenden Stiftungen, welche zum

¥) Von den 51 beteiligten Kultusgemeinden bezogen alle — bis auf
Briinn — Subventionen, zum Teile auch fiir die in ihren Sprengeln gelegenen
Kultusvereine.

*¥) Personal-Unterstiitzungen erhielten 176 Rabbiner, Lehrer und
andere Funktionidre der Kultusgemeinden, sowie deren Witwen und Waisen.
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Teile seit vielen Dezennien vorhanden sind und Ertrdgnisse zu
diversen kultuellen und Wohltatigkeitszwecken abwerfen.

Es sind dies teils Kultussteuerstiftungen, deren Ertrdgnisse
zur Beitragsleistung fiir Kultusauslagen verwendet werden, teils
Stiftungen zur Erhaltung und Subventionierung des Rabbiners,
Religionslehrers und anderer Kultusangestellten, sowie zur Er-
haltung des Tempels und diverser gottesdienstlicher Utensilien.

Neben diesen rein kultuellen Stiftungen gibt es eine grofle
Anzahl humanitdrer Stiftungen, insbesondere die sogenannten
Jahrzeitstiftungen, deren Ertragnisse am Todestage des Stifters
an Ortsarme zur Verteilung zu gelangen haben, ferner Stiftungen
fiir Heiratsausstattung, Schulkinderbekleidung, Holzverteilung, zu
Unterstiitzungen Studierender, jiidischer Handwerker und ver-
armter Geschaftsleute etc. Die Ertrdgnisse dieser Stiftungen er-
leichtern den Gemeinden insbesondere auch ihre Verpflichtung
zur Versorgung der Ortsarmen.

Zu den Stiftungen, welche insbesondere die frithere Zeit
charakterisieren, sind in neuerer Zeit als humanitare Institutionen
die diversen Vereine hinzugetreten, welche die Unterstiitzung von
Armen, Witwen und Waisen, die Pflege von Kranken und die
Hebung und Aufrechterhaltung des hebrdischen Unterrichtes und
der religiosen Institutionen zum Gegenstande haben. Ein all-
gemein verbreiteter Verein ist die Chevra kadischa (,Heiliger
Verein“) zur Unterstiitung jlidischer Kranken und zu Bestattungs-
zwecken. In manchen Gemeinden, wie in Briinn, bildet sie einen
Zweig der Gemeindeverwaltung, der von einer eigenen Sekfion
geleitet wird. Zur materiellen Forderung der Jugend dienen
Waisenhilfsvereine, Freitischvereine, Studenten-Unterstiitzungs-
vereine u. a. Verbindungen von Studenten und Handelsangestellten,
Turnvereine, Ortsgruppen des Vereines ,Zion“, jiidische Volks-
vereine u. a. stdhlen das jiidische NationalbewuBtsein insbesondere
unter der Jugend. An humanitéren jiidischen Institutionen sind noch
besonders hervorzuheben: das Siechen- und Waisenhaus in
Boskowitz, ferner das Siechenhaus und das Spital in Prossnitz.

Landesrabbinat. Ein weiteres Spezifikum fiir die mahrisch-
jiidischen Verhiltnisse bildet die Institution des Landesrabbinates.
Das maihrische Landesrabbinat, das, wie erwdhnt, bereits unter

NES
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Kaiser Maximilian 1I. bestand und durch die General-Polizei-
Ordnung der Kaiserin Maria Theresia (1754) einen gesicherten
Wirkungskreis erhielt,*) besteht als einziges osterreichisches
Landesrabbinat noch heute fort. Der Sitz des Landesrabbinates
war bis zum Jahre 1850 Nikolsburg, sodann bis zum Jahre 1886
Boskowitz, seither Briinn; sein derzeitiger Trager ist Herr
Rabbiner Dr. Baruch Placzek.

AnldBlich der Debatte iiber das Gesetz zur Regelung der
duBeren Rechtsverhiltnisse der israel. Religionsgenossenschaft
vom 21. Mirz 1890 wurde im Herrenhause auch der Wirksamkeit
des mahr. Landesrabbinates in der ehrenvollsten Weise gedacht,
und insbesondere der damalige Statthalter von Maihren und
nachmalige Justizminister Graf Schonborn, der Prdsident des
Verwaltungsgerichtshofes Graf Richard Belcredi, und der einzige
Jude im Herrenhause, Baron Konigswarter, traten mit Eifer fiir
die Aufrechthaltung dieser Institution ein. Das Herrenhaus
beschlo8 infolge dessen die Aufnahme eines speziellen Para-
graphen in den Gesetzentwurf, demzufolge das Landesrabbinat,
dort wo es schon vorhanden ist, auch weiter fortzubestehen
habe. Dieser Paragraph wurde wohl vom Abgeordnetenhause
eliminiert, jedoch die vom Kultusminister Freiherrn von Gautsch
hiebei abgegebene Erkldrung, daB hiedurch der Fortbestand des
Landesrabbinates in Mahren keinesfalls in Frage gestellt werden
soll, in das Sitzungsprotokoll aufgenommen.

Hiedurch wurde die Institution des mdhrischen Landes-
rabbinates gesichert, seine Bedeutung ist jedoch bereits wesentlich
derogiert. Sein urspriinglicher Beruf, als hohere Instanz in Zivil-
streitigkeiten zu fungieren, endigte mit der Aufhebung der
rabbinischen Jurisdiktion unter Kaiser Josef Il. Derzeit besteht
sein Wirkungskreis hauptsdchlich in der ihm seinerzeit einge-
raumten facultas spiritualis, dem Rechte, die von den Kultus-
gemeinden gewihlten Rabbiner zu priifen und ihre Ernennung
vom theologischen Standpunkte aus zu approbieren.

Schulwesen. Nach der Kreierung der politischen juden-
gemeinden wurden die in diesen Gemeinden befindlichen Schulen
zu Offentlichen und interkonfessionellen ausgestaltet. Ihr Besuch

*) Vrgl. S. 8.
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blieb nicht nur auf jiidische Kinder beschrinkt, sondern sie wurden
allgemein zugidnglich, und mit der zunehmenden Anzahl christ-
licher Inwohner in den Judengemeinden wuchs auch die Anzahl
der christlichen Schulkinder daselbst. Die abnehmenden finan-
ziellen Kréfte der Judengemeinden veranlaBten jedoch manche,
ihre schon bestehenden Schulen aufzulassen und hdéchstens blof
private Religionsschulen zu erhalten :

Solche Schulen wurden auch an Orten gegriindet, an welchen
die Juden nach Erlangung des Rechtes der Freiziigigkeit sich in
groBerer Zahl niedergelassen hatten und Kultusvereine begriin~
deten. So befanden sich nach einem Ausweise aus dem Jahre 1869
Religionsschulen in Briinn, Olmiitz, Ung.-Hradisch, Znaim und
in 11 ehemaligen Judengemeinden. Insgesamt gab es damals in
Miahren 15 jiidische Religionsschulen, wé&hrend in den {ibrigen
Judengemeinden 40 Elementarschulen sich befanden. Heute
besitzen fast sdmtliche politische Judengemeinden offentliche
Schulen.*) AuBerdem werden von einigen Kultusgemeinden
offentliche und private und von einigen Kultusvereinen private
Schulen (Religionsschulen) erhalten. **) Das Schulwesen in den

*) Die Judengemeinde Trebitsch besitzt eine deutsche und eine
béhmische Schule mit insgesamt 5 Lehrkréften, alle iibrigen Judengemeinden
besitzen blo8 deutsche Schulen und zwar Nikolsburg (7 Klassen), Boskowitz
(5 Klassen), Ung.-Brod, Bisenz, Gaya, ProBinitz (4 Klassen), Holleschau
i3 Klassen), Lundenburg, Kostel, StraBnitz, Leipnik, Pohrlitz, MiBlitz, Schaffa
(2 Klassen), Piesling, Ung.-Ostra, Wessely, WeibBkirchen, Lomnitz, Prerau,
Gewitsch, Austerlitz und Neu-Rausnitz (1 Klasse). (Standv. 31. Dezember 1900).
In vielen dieser Schulen ist jedoch die Mehrzahl der Schulkinder katholisch,
infolge dessen auch der Schulleiter ein Katholik.

Keine offentlichen Schulen besitzen Eisgrub, Kanitz und Eibenschitz.
In den beiden letztgenannten Gemeinden wurden die Schulen im Jahre 1902
mangels entsprechender Schiileranzahl aufgelost. Mehr Widerstandskraft
bezeugen die kieinen Judengemeinden im tschechischen Sprachgebiete. Da
wird seitens der Vertretungen der Judengemeinden auf die Erhaltung der
Schulen insbesonders auch aus dem Grunde mehr Wert gelegt, damit die
Schulkinder sich eine entsprechende Kenntnis der deutschen Sprache aneignen.
In den genannten drei Orten besuchen die jiidischen Schulkinder die in der
Christenstadt befindlichen 6ffeatlichen deutschen Schulen.

*¥) Schulen erhalten die Kultusgemeinden Pirnitz, Triesch, Dambofitz,
Mihr.-Ostrau, Butschowitz, Eiwanowitz, Loschitz und Wall.-Meseritsch,
ferner die Kultusvereine Battelau, Koritschan, Welka, Tobitschau u. a.
Die israel. Schulen in Briinn, Olmiitz, Znaim, Ung.-Hradisch und mehreren
anderen Stddten wurden aufgelassen.
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mihrischen Judengemeinden floriert daher auch heute noch, (im
Gegensatze zu anderen Kronldndern, insbesondere Bthmen, wo
unter dem Einflusse der tschechischnationalen Bewegung fast
samtliche Judenschulen auigelost wurden. Die Jugend erhdlt hier
nebst der allgemeinen auch noch eine verhdltnisméBig entspre-
chende Ausbildung in der hebriischen Sprache. Die meisten
dieser Schulen beziehen gleichfalls Subventionen vom maihrisch-
jildischen Landesmassafond *).

Soziale Verhdltnisse. Die gesetzlichen Beschrdnkungen,
denen die Juden bis zur Einfithrung der Dezemberverfassung aus-
gesetzt waren, wurden in neuerer Zeit abgelost durch andere
Verhiltnisse, welche den Juden die Existenzbedingungen er-
schwerten und zum Teile sogar untergruben. Dadurch, daB die
tschechische Bevolkerung, unter welcher die Juden hauptsichlich
lebten, sich in den letzten Dezennien des 19. Jahrhunderts
kulturell und wirtschaftlich auf ein immer hoheres Niveau er-
hob, insbesondere durch Begriindung von Mittel- und Fach-
schulen, besonders Handel- und Gewerbeschulen, in den Provinz-
stidten, Gelegenheit erlangte, sich auszubilden, wandten sich
viele Tschechen dem Handel und Gewerbe zu und lieBen sich
als Kaufleute oder Handeltreibende in Orten nieder, in welchen
bisher der Handel ausschlieBlich in den Handen der Juden sich
befand. Durch das gleichzeitig aufstrebende nationale Element
unter den Tschechen wurden nun die tschechischen Kauileute
und Gewerbetreibende von der Bevdlkerung den Juden vorge-
zogen, welche im Juden nicht nur den Andersgldubigen, sondern
zum groBen Teil auch den Deutschen sah, da die Juden infolge
der Eigenart der mihrischen Verhiltnisse bis in die neueste
Zeit nicht nur untereinander deutsch sprachen, sondern bei
Wahlen auch gewohnlich zu Gunsten der deutschen Kandidaten
ihre Stimmen abgaben. So kam es, daB die tschechischen
Handelsleute im Lande und in den Provinzstddten immer mehr
florierten, wéhrend die Stellung der Juden sich zusehends ver-
schlechterte. Hiezu kam noch vielfach die antisemitische Bewegung,
welche sich in gréBerem oder kleinerem MaBstabe allmdhlich
iiber das ganze Land verbreitete und, vielfach unterstiitzt durch
die lokale Presse, den wirtschaftlichen Boden der Juden zu

*) Vgl. Seite 50.



untergraben und ihre sozialen Aufwértsbestrebungen zu unter-
binden trachtete. Diese kiinstliche Erschwerung der wirtschaft-
lichen und Erwerbsverhiltnisse traf insbesondere die Juden auf
dem flachen Lande und in den kleinen Stidten. Hiezu kam auch
noch der allgemeine Niedergang der kleinen Handelsstidte,
welcher vielen jiidischen Familien die Existenzmdglichkeit entzog
und sie zwang, das Land und die kleinen Stddte zu verlassen
und in die gréBeren Stidte zu iibersiedeln. Aber auch viele
bemittelte Personen zogen in die Stadt, namentlich wenn ihre
Kinder bereits daselbst dem Studium oder einem Berufe nach-
gingen. Von den vielen jungen Leuten schlieBlich, die alljahrlich
in die Stadt kamen, um einen wissenschaftlichen oder praktischen
Beruf zu erlernen und auszuiiben, kehrte ebenfalls naturgemiB
nur ein geringer Teil aufs Land zuriick. So ergab sich mit der
Zeit eine Abnahme der jiidischen Bevolkerung auf dem flachen
Lande, zuerst in den reichen Gegenden (insbesondere auf der
Hanna), in welchen die Bevolkerung friihzeitig aufgekldrt wurde
und sich rasch von den Juden emanzipierte, spiter in &drmeren
Gegenden, (insbesondere in der Slovakei und Wallachei) deren
Bevolkerung weniger Fahigkeit und Geneigtheit besaB, um die
Tatigkeit der Juden auf dem Gebiete des Handels und Gewerbes
selbst zu iibernehmen. Eine gemeinsame zeitliche Grenze fiir die
Riickstauung der Juden vom Lande in die Stadt kann nicht ge-
zogen werden, denn diese ging in manchen Gegenden friiher,
in manchen spidter vor sich, in manchen ist sie bisher iiberhaupt
nicht erfolgt.*) Ein deutliches Zeichen fiir die Stromung der
Juden vom Lande in die Stadt bildet die Auflosung mehrerer
alter Judengemeinden in kleinen Orten, in welchen eine rapide
Abnahme der jiidischen Bevolkerung erfolgte, und die Begriindung
neuer Kultusgemeinden in jenen groBeren Stddten, in welchen
die Juden erst seit dem Jahre 1848 sich niedergelassen
hatten. _

Die Wanderbewegung der jlidischen Bevolkerung Mihrens
beschriankte sich jedoch nicht nur auf das Kronland selbst. Wie
aus den Volkszdhlungsdaten erhellt, erfolgte seit dem Jahre 1869
eine bedeutende relative und im letzten Dezennium sogar eine
absolute Abnahme der jiidischen Bevdlkerung Miahrens. Dies ist

¥) Vergl. hiezu Tabelle A.
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daraus zu erkldren, daB sich ein groBer Teil der mihrischen
Juden auBerhalb der Landesgrenzen, insbesondere in Wien, nieder-
lieB und daB die Einwanderung von Juden nach Mihren (aus
Ungarn, Galizien etc.) keineswegs jene Dimensionen erreichte,
um die Auswanderung zu paralysieren. ¥)

Es eriibrigt nur noch die Berufsstellung der Juden kurz zu
beriihren. Wie bereits erwdhnt, haben die Juden nach der Eman-
zipation hauptsdchlich diejenigen Berufe ergriffen, mit denen sie
bereits vertraut waren, namlich Handel und Gewerbe, nur wenige
den Ackerbau. So ist es bis auf den heutigen Tag geblieben;
es ist jedoch ein neuer, ihnen bis zur Emanzipation nur im be-
schrankten MaBe zugidnglicher Berufszweig hinzugetreten, dem
die Juden in ziemlich groBer Anzahl obliegen, die freien Berufe.
Nach der letzten Volkszahlung (1900) sind von den méhrischen
Juden:

dem Berufe nach:

der gesamten
Bevdlkerung
2014 Landwirte . . « « « « o « » « #430% = 03Y%,
11.878 Industrielle und Gewerbetreibende . 26:84", = 13",
20.524 Handeltreibende. . . . . . . . 4638", = 100",

9.839 Angehorige freier Berufe. . . . . 2223°% = 307,

*) Widhrend die Gesamtbevdlkerung Mihrens innerhalb der Zeit-
perioden 1869—1880—1890—1900 Steigerungen von 67, 573 und 707",
aufweist, betrdgt der Zuwachsprozent unter den Juden innerhalb der ersten
zwei Dezennien 297 und 26", innerhalb des letzten Jahrzehntes ist eine
Abnahme von 234", zu verzeichnen. Hingegen weist Wien infolge des
Zuzuges von Juden aus allen Teilen der Monarchie einen weitaus héheren
Zuwachsprozent beziiglich der jiidischen Bevdlkerung als beziiglich der
Gesamtbevolkerung auf, namlich von 1880--1890 8158 "/, (der Gesamtbev0l-
kerung 1707",) und von 1890—1900 3542", (der Gesamtbevdlkerung
14-21%,). Mihren partizipiert hiebei nichst Galizien mit dem groften
Prozentsatz.

Unter der Gesamtbevilkerung Mihrens bildeten die Juden:

fin Jahré 1889 . o o o 5 v & » wowow w % x5 s 8w oo WA
i o BB oo s v sms o o o s o B ¥ 3 s o on DG
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n » 1907 ST vEn VR & O B W R e e e B S e el e 1S4 “I'n



— BT —

der Umgangssprache nach sind: _
34261 . . . . . . . . . . Deutsche (= 177Y,)

6792 . . . . . . . . . . Tschechen (= 16",) und
124 . . . . . . . . . . Polen.
3.078 .« + o+ Juden (= 7Y, sind

auswirtige Staatsangehtrige, hauptsachlich Ungarn.

Die Juden Madhrens, welche, wie dargetan wurde, bereits
fast ein Millenium dieses Land bewohnen, haben sohin gewiB
Anspruch, als vollberechtigte Staatsbiirger anerkannt zu werden,
und es ist nur zu wiinschen, daB das friedliche und freund-
schaftliche Einvernehmen, welches zwischen den Juden und der
christlichen Bevolkerung Mahrens groBtenteils obwaltet, auch
weiterhin bestehen bleibe, zum Wohle sdmtlicher Einwohner ohne
Unterschied der Konfession und zum Heile unseres engeren
Heimatslandes Mahren, sowie unseres Vaterlandes Osterreich.
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Tabelle A.

Der Stand der jiidischen Bevdlkerung.

|
|
|

- ?_E_, =3 Kopfzahl der jiidischen Bevélkerung in
Gemeinde, bezw. ggé._l. den Jahren
Gerichtsbezirk (EE5% :
2275 1890 | 1848 | 1857 | 1869 | 1880 | 1890 | 1900
Briinn Stadt . — -- 445 | 1262 | 4505 | 5498 | 7087 8238
Olmiitz — — — T2 T47| 1254 1306| 1676
Iglaw s s 99 | 221 | 1090| 1415] 1497 1450
Znaim o — — 19 36 357 498 G674 629
Dog.~Hradisch Stadt . . - — — 36 342| 488 505 514
Kremsier Stadt . || 106 542 | b46 | 5T | 679 83| T04| 611
Auspitz - 8| 19| 145| 196| 239| 260
. G.-B. e || = 58| 84| 135| 210| 29| 160
Klobouk Stadt — - 18 38 50 bd 56 53
, G-B..|| — || — 17| 41| 149| 186| 186] 113
Seelowitz Stadt. | — — 12 15 49 56 85 70
Pohrlitz -1 == I — 18| 184) 49
, Isr-G. .[105 | 665 | 623 |[ 551| 427| 849
ibrige Orfa d. G.-B. Seelowitz | — — 10 20 80| 117 99 88
Blansko Stadt — — 12 15 9 84 49 24

# G.-B. — — 16 25 71 121 102 76

Boskowitz Stadt || — — — 314| 298| 252

= Isr.-G. || 826 1595 | 1973 1'2018 togl 1009 893 598

" G.-B.. — — 46 71 132 141 142 126

Kunstadt % — — 116 169 94 119 81 2

Brinn (Umgebusg) G.-B. — — 154 186 460 | 461 hH4l 5?5

Eibenschitz Stadt | — — - 122 82 21
. 632 269 .

y  Isr-G. || 144 9T | 629 } 2131 250 190

Kanitz Stadt . —_ — — 7 82 66
} } 578 | o614 -

5  Isr-G. 111 614 | 595 198| 173| 106
thrige Orled. .-B. Kibensehilz || — — 79 | 140 246 176 142 111
M.-Budwitz Stadt || — — 19 19 a8 91 127 97

y G | s J as 48] 56| 18| 18| 61 64
Jamnitz Stadt 58 325 | 275 | 805 | 195] 149| 140| 121
Transport . || 850 4538 | 5808 | 7397 1138.017 [14.928 |16.391 (16.859




éhg =2 Kopfzahl der jiidischen Bevdlkerung in
Gemeinde, bezw. u%*-;"é] den Jahren

Gerichtsbezirk |[EZEz -
5% 1830 | 1848 | 1857 | 1869 | 1880 | 1890 | 1900
Transport 850 4533 | 5808 | 7397 [13.017 [14.928 (16.391 |16.859
Althart . 14 51 66 83 69 37 27 12
Puallitz. =« o & « 221 161 118| 131 43 46 61 12
P.esling Markt . = - - | ss1| 129 13 12 13
y  Isr-G. .| 32) 24| 838|f 93| 99| 51
ibrige Orte des 6.-B.Jamnitz | — — 36 82 81| 47 90 70
Teltsch Stadt. 1 21 48 68| 110| 188| 201 154
& G.-B.. . — — 112 156 17T 164 127 110
Datschitz Stadt. — — 27 19 39 61 5 62
Wélking . . . 25| 162 160| 135 30 [ S 8
Markwaritz . . 30| 198 179| 212 83 33 19 T
Zlabings . . .|| — -— 27 23 63 % 3 T
ibrige Ortodes 6.-B. Datschitz || — = 13 9 58 95 67 67
Gaya Stadt . .| — — | = } 590] 1031 607| 5S0( 403
g dErsGho T4 420 210 341 240 217
Koritschan . . 86 200 168| 151| 197| 1521 124 95

Kosteletz . . . 20( 110 43 24 3 2| — -
ibrige ¥rle des G.-B. Gaya == —_— 45 99| 1156 286| 9225| 147
Steinitz Stadt . — = 10 11 48 55 28 13
Dambofitz. . . 57| 826 405 476 85| 202| 181 144
 ibrige Orte des G.-B, Steinita | — || — 21 23| 107| 82, 102| 82
Goding Stadt. . 13 80| 109{ 205( 380| o67) T28| 976
s G-B.. .|| — — T8 9288 =239 3832| 348 837
Lundenburg Stadt || — =} = } 57| 532 3’:"? 430| 560
» Isr.G. 66 363 434 212| 200| 199
Kostel Markt. .| — == - } 81l 348 }G% 144 172
, Ise-G. .| 81| 407| 518 345| 283 263
ibrige Orte d.6.-B Lundenburg || — — 7 19 90 226 242 297| 269
StraBnitz Stadt . - = ? } 396! 412 15}4 177 109
» Isr.-G3, . 84 497 069 1) 250 2291 214
Welka . . . . —= - 12 27 45 71 85 3
dbrige Orte . G.-B. Strassnitz || — — 103 152 216| 278| 232| 211
Transport . | 1481]| 7821 9971 |12.950 |18.372 120,615 122,008 |22.046
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|

i%E ® Kopfzahl der jiidischen Bevilkerung
Gemeinde, bezw. E%g% in den Jahren
Gerichtsbezirk |22 5%
E%"‘E 1830 | 1848 | 1857 | 1869 | 1850 | 1890 | 1900
Transport . || 1431 || 7821 | 9971 | 12.,250(18.872 | 20.513| 22.008| 22.046
Hohenstadt Stadt || — — 37 34 6y 11 84 70
, G-B.| — || — 15 13| 52| 24| 16 6
Miiglitz Stadt —_ _— 18317 8 102 191 151 85
Aussee . 1o || es6| 525 eo2| 229[{fveits| 136 101
Loschitz T 851 3| 458| 284 [(3BdN] 180( 115
ibrige Orte des 6.-B. Miglitz || — — 30 37 66 9 8 86
Schildberg G.-B. || — — — — 8 18 12 12
Bistritza/H.Stadt | — —_— 14 11 1 20 41 bl 4
o GBI - | — 24 20| 63| 68| 80| 47
Holleschau Stadt | — - — } 1600| 954 27| 206 252
’ ler.-G. . 265 || 1816| 1694 610 b8 443
s GB.J] — || — 17| 44| 31| 80| 15 6
Wisowitz Stadt . - —_ 18 17 45 46 o8 4
~ G.-B..| — — 54 68 70| 100 a1 70
§.-B.Iglau: Battelau 26 174 145| 197| 159( 184| 135 (¥
Pirnitz . 61 385 429 540 191 157 142 123
Puklitz. 5 66 82 90 74 46 46 16
Triesch. || 102 || 750 621| 676| @281 =266 245| 169
ibrige Orte des 6.-B. lgiaw . | — - 68 T0( 118| 177| 201| 143
G.-B. Kremsier—Hullein . || — — — 26 40 48 56 34
Kwassifz . — == 10 17 23 33 38 2]
ibrige Orte des G.-B. Kremsier | — — 19 30 40 42 28 18
Zdounek Stadt .| — — 8 17 15 33 30 32
- G-B. .| — — 631 103 100 96 72 36
Hrottowitz G.-B. - — 32 46 136 94 116 ' 45
AL-Kromau Stadt 49 856| 848 206| 22¢6| 140| 134| 116
Irritz. . 17 126 133 143 105 2 46 17
Misslitz Stadt — e — 97 128 178
: o }103.‘2‘ 510 ; -

o Isr-G. .|| 119 691| 887 411 369 330
fibrige Orfe des 6.-B.Eroman | — — 64| 107| 109| 176 179 140
Konitz G.-B. . — — 8 i Gl 47 44 27
2256 112.692 [15.852 [18.609 |22.518 [24.534 [25.710 [24.977

Transport .
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%E um,l Kopfzahl der judischen Bevoélkerung I
Gemeinde, bezw. EE;E! in don Jahren I
Gerichtsbezirk |52 E®

2% =) 1830 | 1848 | 1857 | 1869 | 1880 | 1890 | 1900

Transport . || 2256 ||12.692 |15.882 |18,609 |22.548 (24.534 |25.710 |24.977
Littau Stadt . — — — 24 30 102( 130 93
. G-B. . — g or| 41| 58| 95| 21 5
M.-Neustadt Stadt . — — —_ 19 100 127 63 39
- G.-B. || — - 10 30 70 45 9 17
Gewitsch Stadt . - — — } 963 469 196 163 12;[
- Isr.-G. 138 76 989 184| 123 93

. BaB.E = || = | 95| 101 137 105 62
M.-Triibau Stadt | — — 6 4/ 50| 80| 101| 100
¢-B.|] — I — — s| 60| 13| 19 6
Zwittau Stadt —_— — 44 29| 149( 189| <200| 189
Briisau . L= — 9 5 49 85 72 40
ibrige Orte des 6,-B. Zwittan — —_ —_ 42 72 49 64 46
M.-Ostrau Stadt, || — - 10| 267| 7T24| 1356| 8272
Oderfurt — — } 23 12 80| 136| o77| 508
Witkowitz . — — 14 16 40 339 716
Zab¥eh . ] s e T 15 21 29 105 244
ibrige Ortedes.-B. M.-Ostran — — 1 13 56 88| 103| 245
G.-Meseritsch Stadt || 151 || 875 | 1028 | 1116| 843| 650| 543| 289
n OBy = o= } 134 162| 1%9| 186| 174| O
G.-Bittesch G.-B. — — 113
Frankstadt G.-B. || — — 9 8 42 82 95 80
Mistek Stadt . — = N sl s ‘92| 88| 136| 160
Koloredow. — — [ 68 65 101 109
ibrige Orfe des 8.-B. Mistek || — - - 47 42| 123| 147| 190| 146
Bistritza/P.G.-B. | — | — 19| 82| 1921] 181 g| W
Neustadtl Stadt. — - ¢ Ik 29 G9 65 42 31
Ingrowitz . o= — 27 46 16 26 40 20
ﬁhﬁiu?tﬁud":s .G'._ B: - = 42 26 52 50 19 28
Saar G-B.. . .| — | — 39| 3| 47| 60| 79| 47
Freiberg Stadt . — —_ o0 20 123 137 1567 104
i G.-B. .| — — 131] 201 99| 116 114 95
Transport . || 2545 [14.343 [18.686 |21.843 [25.969 |28.556 [30.785 [32.117




? S Kopfzahl der jiidischen Bevolkerung in
Gemeinde, bezw. g‘é%% deri Tahren
Gerichtsbezirk .,gj@gg
IE:-,: ~|l 1880 | 1847 | 1857 | 1869 | 1880 | 1890 | 1900
J
Transport 25451!14.345 18.686 [21-843 [25-969 [28:556 [30.785 [32.117
Fulnek Stadt . e f = 20| 88| 89| 87| 46| 37
. G.-B.. —y - 11 8| 68| 52| 57| 50
Neutitschein Siadt — — 14 26 155 275 270 253
- GB.|— | = 3| 97| 82| 70| 89| 716
Nikolsburg Stadt — s — T4 142 143
3680 | 1502
. Isr-G | e20| s237| 3670 } 0 1189 | 919 a7
i NS T s 66
Eisgrub Stadt soal e 60 % 31
N . 27/l 182| 249 62| 57| 54
ibrige Ortedes G-B. || _ || _ | og| 88| 62| u7| 139| 113
G-8 Ommitx Newe ] _ § _ | 7| 48| 93| 101| 168
“".-_‘;‘.g,: Qrtedes G-B. | . )l _ | 177| 237| o2u| 218| 316| 184
Kojetein, Stads . 6| 448| 01| 508| 818| 288| 265 193
Tobitschau 95/ 147| 181| 204| 240| 143| 108| 133
fodge e des OBl _ | — as| 83| ss| 62| 48| a7
Prerau Stadt . = Y 8 } gl g 484 48? 404
. Isr-G. 44| 9286| 264 188| 135| 118
s G.-B.. — I — 99| o1| 122 77| 85| a4
Plumenau G.-B.. — — 99 33 47 32 19 8
. - . — . . s "3 T—
Prossnitz Stadt . }; 1889 | 1804 :}a_ﬂ 981
i Isr.-G. | 828 1700 1742 97| 566
" G-B..[| —of — 83| 53| 80| 36| 19 4
Rimerstadt G.-B. — = 30 38 81 79 o6 39
Altstadt G.-B. — - o7| 81| 88| 21| 24| 15
Schénberg Stadt —_ — 10 4 49 89 117 Lge
; G-B.|| — || — 20| 26| 88| 40| 22 8
‘Wiesenberg - — 11 81 5 22 24 2
Hof G.-B. au J s se| 86| 61| 74| 90| 48
Liebau Stadt. —_ — 2 9 26 40 35 44
Bautsch . | _ 11 20 29 47 51 46
oo aemdmGoBag oo | = 23| 84| 40| 87| 22 10
Sternberg Stadt. | — - 17 84| 121 128 114 103
Transport 3665 [20.338 |26.171 [29.883 [32.071 {34.864 |36.457 [36.961
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|

| ;?§=$| Kopfzahl der jidischen Bevélkerung in
| Gemeinde, bezw. ||S E ;2;} den Jahren
Gerichtsbezirk E§E§ i

c@ —i 1830 | 1848 | 1857 I 1869 | 1880 | 1890 | 1900
Transport . || 3665 |2 l 38 126,171 [29.883 !3’2—.071 56.864 |56.4567 36.961
Sternberg G.-B — — 17 61 61 3 48 74
Tischnowitz Hadl . — - 22 31 85 58 40 35
Lomnitz Markt . || — - — } 390| 918 15 14 9
y Isr-G. | 5G| 606| 836 188| 124 79
fugge OrtedesG-B.f — § — | 180] 174 2184 94| 81| 45
Namést Stadt - - 17 20 41 40 45 40
. G.-B — I - or| 7|, 62| 66| 46| or
Trebitsch Stadt. | — - - y : 182| 260| 254
,  Isr-G. | 260| 1261 1612 }1"28 10341 o] 6s7| 409
; G-B..[[ — [ — 27| 13| 53| 116] 90| 93
Ung.-Brod Stadt | — — | = l 896 313| 36b| 348
. Ise-G. | 160 610] ss2[f10%| | 60| s1a| 4
, G-B.| — | — | 102| 836| 3840 s51| 204 233
W.-Klobouk ,, wa J s 66| 115| 256| 820 809| 255
U.-Hradisch G.-B. — -- 139 193| 387 397 323| 238
Napajedl Stadt . — — 16 40 90 108 91 90
Zlin - — 14 19 28 37 o7 49
W, O el | | s| or| w| es| | s
Ung.-Ostra Stadt x5 a5 - N _ 164 125 79
o,  Ist-G.| 9] aso| |l 98| 7| 165 18] 116
n Vorstadt || — - - T 25 47 49 67
Wessely Stadt . || — —_ =3 45 41 22
. Ise-G. | 19| 63| wolf °®| | 16 12| 10
” Vorstadt | — — s 98 9o 79 57 55
Bisenz Stadt . — — = i 272 228| 182
n  Isr-G. 130 57| otof 9% 0| s31| s11| ess
e ataesG-B.N | | 152| 280| 82| o247| 224 167
RoZnau G.-B. = —_ 11 38 81 172 112| 1383
W.-Meseritschfadt || — — 58 26 99 142 150 123
Krasna . . . o - —— 41 97| 108| 106| 121
N eSerttagh ..B | 20 20 84 21| 28| 14
Transport . || 4379 24.015 |31.384 [35.868 137.580 [39.883 |41.430 |41.065
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. 75 =§H Kopfzahl der jiidischen Bevélkerung |
Gemeinde, bezw. I%E;i—_‘-‘—-!! in den Jahren
Gerichtsbezirk |ZZE3
3275 1930 | 1848 | 1857 | 1869 | 1880 | 1890 | 1900

| | '
Transport . || 4379 |24.015 |31.384 135.868 37.580 139.883 |41.430 |41.065

Wsetin Stadt. .|| — — 36| 47| 110| 111| 158| 165
s Gl wlf — — 47| 53| 141] 107| 229| 176
Leipnik Stadt .| — || — - N 988| 9255| 240
1687 | 966

L Tsr-G. .| o255 1259 1664l " 485 362| 9294

o BB sl - - 58| 25| 54| 66| 57| 25
Weillkirchen Stadt, — — —_ o 295 806| 305
. -6 || 120 659 | 657 297 | 181| 157

” G-B.{| — — 54| 48| 53| 81 1] 29
Austerlitz Stadt. - - — " 146 130| 100

bdd | 405

., Isr-G.[ 72| 483 | 486 180| 170| 170
N.-RauBnitzStadt | — - — } P 60 61| 41
,  Isr-G.| 195 | 1039 | 1085 352| 248| 158
Avigere des Gl | o | s 85| 77| 47| 82| 48| 28
ButschowitzMati. | 78| 508 | 566| 536| 409| 256| 244 180
. G-B. || — — 18| 31| 100| 52| 66| 56
Wischau Stadt . — — 10 38 89| 252 263 169
Elwanomtz . .|l 47|l 851 | 475| 483] 265| 200| 196| 137
beigeOrtedes G.-B. || __ | _ | 160| 175( 109| 8| 53| 49
Znaim G.-B. . . — = 105 162 2161 3839| 223| 206
Joslowitz .-B. . || — — — 13 6 100 88 86
G.-B. Frain: Schafia — = o 56 49 4
Markt . . . . . 830 863 0
Schaffa [sr.-G. .| 119 || 609 | 677 474| 392 834
fiboge Ortedes OBl — || — 81| 47] 82| 40; 45| 45

Hotzenplotz . .|| 185 || 589 | wurdealsin schlesischer Vorwaltang bofindlich nicht beriicksichtigt.
Summa . . || 5400 [[29.462 |37.548 |42.611 |42.644 |44.175 |45.324 [44.255

i
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Tabelle B.
Die Bevilkerung der Judengemeinden nach Konfessionen.

Judengemeinde 1869 1880 1890 1900
T N - B I
(Oriceatt) * Cheston. - |} %0 | 305 | a3 |} 9
Bisenz . . Gueie,: i} 00 | T | Im | i
Boskowitz . {iutfe 1 o |j s | R |55 | E%
Brod Ung. - Guotie: - T | P& | im | o8
Eibenschitz. Guuc 0 |} 69 | 358 | 5w | 5o
Eisgrab . o | Z | % | w6 | es
Gaya . . gm0 2 | %™ | Y& | %
Gewitsen .. ol . | | W | w
Holleschau . gheote - - o |} oot | 57 | 55 | s
Kamitz . i |} 42 | I® | e | 2
(oot " Chorsten. | | [} %4 | 2 | 260 |}
Kostel . .o | Z | % | e | 16
Leipuii . . Jgden - o | 4| %2 o
Lomnitz . - Giithan 0| = | 'R | 14 | o




Judengemeinde 1869 1880 1890 1900
e, im e | W By
Lundenburg - G © | = | T | e | 1l
misitz. . gy |} s | G| T | 10
Nikolsburg . ghihier 0 | T | ‘s | 1190 | 1390
Ostra Ung. . ioo? } 310 1 o Lt
Piesling . - iy © 0 |} 20 | 13 | o | 15
Pohrlitz . . ghiten )ooor | 365 | @s | s
ProBnitz . . gpocn - - - |[} 1465 .| 1666 o Sﬁig
Rausnitz N. . '(Illﬁsz:en' - : ggi izlgg r ;gg
Schaffa. . . ‘éﬁf;;el{ } 8 4%% i}‘i‘g &gé
swatais . Jptem | - | @ om |
ms G [ | 5| o
Trebitsch. . Gieinter | 0 | — | 54 | 789 | 1051
weitirenen. J30n - |} s | | W
Wessey . Jgem -y wm | 2w | om0

Anmerkung: Fiir das Jahr 1869 erscheint in den amtlichen Ausweisen die Scheidung
der Bevilkerung nach Juden- und Christengemeinden vielfach nicht
durchgeiiihrt.
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Tabelle C.
Die Hauseranzahl in den alten und politischen
Judengemeinden.
1834 1869 1880 1890 1800
Althart . 10 keine politische Gemeinde mehr
Aussee . 24 41 52 52 53
Austerlitz . 34 56 73 79 77
Battelau 16 keine politische Gemeinde mehr
Bisenz . 88 71 110 110 97
Boskowitz. 101 102 101 100 116
+ Brod-Ung. 107 110 115 122 100
Butschowitz . 16 keine politische Gemeinde mehr
Dambo¥itz 56 . o 5 -
Eibenschitz 66 3 3 (e 90
Eisgrub. 13 13 14 23 23
Eiwanowitz . 31 keine politische Gemeinde mehr
Gaya 32 35 56 58 60
Gewitsch . 42 46 24 24 24
Goding . keine politische Gemeinde mehr
Holleschau 49 157 157 156 150
Hotzenplotz . 30 keine politische Gemeinde mehr
Irritz 14 & & = ”
Jamnitz 24 " . " "
Kanitz . 31 8 76 76 64
Kojetein 43 83 83 83 83
Koritschan 22 keine politische Gemeinde mehr
Kostel . 52 68 72 63 74
Kosteletz . - keine politische Gemeinde mehr
Kremsier . 34 " i i =
Kromau 43 5 5 2 @
Leipnik. 5T 99 98 89 92

B*




1834 1869 1880 1890 1900
Lomnitz 35 36 39 38 39
Loschitz 22 26 33 37 40
Lundenburg . 51 50 49 54 63
Markwaritz keine politische Gemeinde mehr
Meseritsch-Grof 58 n " n "
Misslitz 83 91 91 101 90
Nikolsburg 168 168 168 818 279
Ostra-Ung. 84 49 43 45 40
Piesling 35 54 39 45 41
Pirnitz . keine politische Gemeinde mehr
Pohrlitz 26 116 116 114 117
Prerau . 16 21 21 21 25
Profnitz 58 59 55 102 105
Puklitz . keine politische Gemeinde mehr
Pullitz . 25 # . " "
Rausnitz-Neu 56 78 136 132 132
Schaffa . 64 116 122 132 124
Stralnitz . 56 68 93 93 91
Teltsch . keine politische Gemeinde mehr
Tobitschau 30 30 35 35 31
Trebitsch . 110 140 215 216 214
Triesch . 1 keine politische Gemeinde mehr
WeiBkirchen . 26 37 37 35 31
Wessely 13 8 8 4 .4
Wilking 26  keine politische Gemeinde mehr
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Tabelle D.

Der Entwicklungsgang der Judengemeinden.

—_—

Althart .
Auspitz .
Aussee .
Austerlitz
Battelau .
Bisenz.
Boskowitz
Brod Ung. .
Briinn .
Butschowitz
Dambofitz
Eibenschitz .
Eisgrub
Eiwanowitz .
Gaya .
Gewitsch .
Géding
Holleschau .
Hotzenplotz.

=

Hradisch Ung..

Iglau .
Irritz .
Jamnitz .
Kanitz .
Kojetein .
Koritschan .
Kostel .
Kosteletz
Kremsier.
Kromau .
Leipnik

Lommnitz .

= alte Judengemcinde.

K = Kultusgemeinde.
M = Minjan- (Kultus) verein.
P = politische Judengemecinde, wahlberechtigt in der Stidtekurie,

—
_ -

"

HHEEEs | ARl

HHEHEESE38EsA3 |

mHEERaH

"

| W | W | m o O | WK | mC| |

l

o OOl | OO

ERRRERBERERRR |
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Loschitz . .
Lundenburg

Markwaritz .

Meseritsch Grofi .
Meseritsech Wall. .

MiBlitz
Neutitschein
Nikolsburg .
Olmiitz ;
Ostra Ung. .
Ostrau Miihr.
Piesling .
Pirnitz
Pohrlitz
Prerau
ProBnitz .
Puklitz
Pullitz .
Rausnitz Neu .
Schaffa
StraBnitz .
Teltsch
Tobitschau .
Trebitsch
Triesch . .
WeiBkirchen
Wessely .
Wischau .
Wilking .
Zmnaim .
Znwvittan

Rl R 3| =128

HlHEES31333813

HEHEEE |

3

M| W] "] O| RO

| v | WO | Wee | | mH| = |

p n ”n "
0 = Ortsteil einer anderen Gemeinde, wahlber
0

Landgemeindenkuric.

echtigt, in der Stddtekurie.
» Landgemeindenkurie,

K
K
M
K
K
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K

K
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K

K

K
K
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Erlduterungen zu den Tabellen.

Die Anlegung der beigeschlossenen Tabellen erfolgte nach
nachstehenden Gesichispunkten:

Tabelle A zeigt die Dislokation der Juden in verschiedenen
Zeitperioden in den einzelnen Stddten und Gerichtsbezirken.
Natiirlich konnen nur jene Stidte hervorgehoben werden, welche
durch ihre groBere Bevolkerungsanzahl, durch die groBere Anzahl
jidischer Inwohner oder als Sitze alter Judengemeinden von
Bedeutung sind. Die Anordnung der Gerichtsbezirke erfolgte in
der alphabetischen Reihenfolge der politischen Bezirke, zu welchen
sie gehoren, wie dies in den statistischen Publikationen der
politischen Verwaltung gehandhabt wird. Die Angaben iiber die
Verhéltnisse im Jahre 1830 sind Scari’s ,Systematischer Darstellung
der in Betreff der Juden in Mihren erlassenen Gesetze und Ver-
ordnungen“, die Daten fiir die Jahre 1848 und 1857 den Ditzesan-
Schematismen des Briinner Bistums und des Olmiitzer Erzbistums,
fiir die folgenden Jahre den staatlichen Volkszdhlungen, ins-
besondere den von der k. k. statistischen Zentral-Kommission
herausgegebenen ,Spezial - Orts-Repertorien* entnommen. Bei
Fixierung der Zeitperioden waren nachstehende Erwagungen maB-
gebend: Bis zum Jahre 1848 waren die Bevoélkerungsverhiltnisse
der méhrischen Juden infolge der gesetzlichen Beschrinkungen
ziemlich stabil, nur wenigen Schwankungen unterworfen und
diirfte das in der Tabelle angefiihrte Jahr 1830 den mittleren
Stand wiahrénd dieses Zeitraumes darstellen.

Das Jahr 1848 zeigt den Stand der jiidischen Bevdlkerung
unmittelbar vor der Emanzipation. Fiir die spdtere Zeit geniigt
es, die Verdnderungen von 10 zu 10 Jahren, beziehungsweise
nach den jeweiligen Volkszdhlungen, zu betrachten.



—_ 71 —

Tabelle B zeigt die Bevolkerungszahl der méhrischen
Judengemeinden nach Konfessionen, Tabelle C die Anzahl der
Hiuser in den alten, beziehungsweise in den politischen Juden-
gemeinden.*) Fiir diese beiden Tabellen haben gleichfalls die
staatlichen  Volkszdhlungsergebnisse als Grundlage gedient.
Tabelle D veranschaulicht den Entwicklungsgang der alten Juden-
gemeinden (T) zu politischen Judengemeinden (P, p),*) zu
politisch unselbstandigen Ortsteilen anderer Gemeinden (O, o), *¥)
bezw. zu Kultusgemeinden (K) oder Minjan- (Kultus-) vereinen (M).

#) Da zur Zeit der Rechtsbeschrankung der Juden (bis 1848) die
Vermehrung der Hiuser in den Judengemeinden untersagt war, gibt die
Tabelle C in der Rubrik des Jahres 1534 die Zahl der Judenhéduser wéhrend des
ganzen diesbeziiglich in Betracht kommenden Zeitraumes (1798 bis 1848) an.

*¥) Die Bezeichnung erfolgte mit groBen oder kleinen Buchstaben, je
nachdem der betreffenden Gemeinde bei den Landtags- und Reichratswahlen
das Wahlrecht in der Kurie der Stddte oder der Landgemeinden zusteht.



Inhaltsverzeichnis.

Scite
Einleitung : : : . : ; : : : : g : s 3
. Die Juden in Méhren vor der Erlassung des Tolecranz-
Patentes (1782):
Geschichte . ; " : : 5 @ ; 4 s . B
Rechtsverhiltnisse . ; . . : : s i . 8
Ghetto . . . . . . . , . . . . . 10
II. Von der Erlassung des Toleranz-Patentes bis zur Eman-
zipation (1782—1848):
Rechtsstellung . . . : : ; : ‘ : , S
Judengemeinden . . . . 3 SHEET R . 14
Matrikenfithrung . : ‘ , . : ’ : " ’ . 16
Standesevidenz . . ; . . : : i g . A
Mihr.-jiid. Landesmassafond . : g - ? : : . 18
Schulwesen . - : : . . . ; ; : ' . 18

ll. Von der Emanzipation bis zur Einfiihrung der Dezember-
verfassung (1848—1£67):

Rechtsstellung . . . . : . . . . : . 22
Politische Judengemeinden . : : : q ; i 23
Kultuswesen . : : ; ; : ; ; : i . 26
Matrikenfiihrung . 28
Soziale Verhiltnisse 28
Standesevidenz 29

IV. Das Zeitalter der Dezemberverfassung (scit 1867):

Politische judengemeinden . . : : ; : : : . 31
Kultusgemeinden . . " . . : : " . : . 34
Matrikenfiihrung . . . . . . . i . . . 43
Kultusvereine 45
Volkszdhlung 46
Landesmassafond : - g 5 5 48



SRS )

Stiftungen und Vereine
Landesrabbinat
Schulwesen .

Soziale Verhdltnisse

Tabelle A. Der Stand der jiidischen Bevdlkerung

Tabelle B. Die Bevélkerung der Judengemeinden nach Konfessionen
Tabelle C. Die Hauseranzahl in den alten und politischen Juden-

gemeinden « ‘ . . . .
Tabelle D. Der Entwicklungsgang der Judengemeind
Erlduterungen zu den Tabellen
Handkarte.

en

50
51
52
54
58
65

67
69
70



Den Verlag von Biicern, « «
Schriifen, Predigten, &ebef-
biichern, kehrbiichern iiber-
nimmt der Jiidiiche Buch- und
« « « Kunifverlag, « « «

& &

Paiiende Barmizwahgeichenke
[iefert der ,,Jiidiiche Buch- und

« « Kunitverlag®, Briinm, « «




B

KUNSTVERLAG

JUDISGHER BUGH- uND

IN BRUNN.

Lo e o 0 0

Bisher erschienene Biicher und Schriften:

Dr. Th. Herzl, Der Judenstaat . . ., . . . . . K 120

Dr. Maz Nordau, Der Zionismus . . . .oy —20

Belkind Israel. EKine Nationalschule fiir Paldstm't . .. —380

Jiidische Volksstunme I. Jahrgang . . . . . . . 4, +—

- ¥ II. - % m m om @ sy RS

i a2 I11. % S B e B

1 ” IV. 1 T

] ” V. .7 AL I I 4-—

G = VL i G R s G F B OB

” i YilL - s @ oW % % # w0 vy Pbee

.  VIIL G ON O % B By e

Jiidischer Volkskalender I. J"Lbl‘gﬂ]l"‘ L |

n IL. tH L L P L

" .“ - IIL. 3 Ce e e ey =TT

" o IV. it e L

n n Y. " % om & e @ oo —80

tE ” VI # A - T —-80

0 VIL. - s e e - v . o4 —80

Dr. Ad. Kurrein, Der Zionismus . . — |
Egon Lederer, Unsere Stellung zu den "nichtzionisti-

schen Parteien . . e e . g, —20

Felix Lazar Pinkus, Palistina und Synen i w5 s g B

Leo Pinsker, Autoenlanzrpﬂ.t)on 5 s . . . 4, —80

Dr. A. Sandler, Anthropologie und Zionismus . . . 5 L=

Dr. J. B. Sapir, Der Zionismus . . . : sy 240

Dr. Th. Zlozisti, Vom Heimweg . . . . gc!nmden . 360
broschiert ,, 240

Edmund Eisler, Juda . . . A
A. Stein, Die Geschichte der Juden in Bohmcu c . 4 B—
Dr. Ad. Kurrein, Am Grabe Herzls . . ow —20
Dr. Elias, Die JlIaJSﬂhB Handwerkersehule in Mithl-

hausen . . Ve s s e e & w5 % w Gy —80
Jidisches Liederbuch % ¥R P
Otto Kraus, Zionismus und Sozialismus . . .y =90

sRevue®, Organ der israelitischen Iulltuagememden . oy 01—

Protokolle der Zionistenkongresse.

David Rothblum, Goluth . . . . . . . gebunden ., 3{'0
' - : broschiert ,, 240

Lederer M. Aus jiidischer Sphive. . .. . . . . . _—'tD

Dr. Th. Haas, Die Juden in Mihren . . . . . . ., 2—

s s




Jidische Volksstimme

IX. Jahrgang. Briinn. IX. Jahrgang.
Die Jiidische Volksstimme erscheint

\ am 1., 10. u. 20. eines jeden Monates. /

e, ul L 1on Ale 1

© ifioeh Volkssfi ©
isohie Yolksstimme. |

Esteeneueaaans | - AaESSnTEE—

| EEEE ]

- Ly ey
@ o)

=0 I[®)

© ®

Bezugspreis:
fir Osterreich-Ungarn halbjéhrig K 3-60, ganzj. K 7"—.

Einziges Organ der judischen Bevdlkerung Mahrens,
Inserate werden billigst herechnet. Probenummern gratis.




Handkarle
DER MARKGRAFSCHAFT MAHREN

DES HERZOGTHUMS SCHLESIEN.

IM MASSE 41: 750.000.

24 Ve




Handkarte
DER MARKGRAFSCHAFT MAHREN
DES HERZOGTHUMS SCHLESIEN,

IM MASSE 4: 750.000.

e

s
..............

&me falfs] welche derseit nody
Freho T . ;

T iding ekt polidische beldens. (27}
BOShrg N\ o Fodi—e A JSudengemeinden, (alts ] welde derseit heine.
B b politischery Jiuds dervmusir biid (ﬁ)

Lidfusqemeindern. (50)
—em=~e_ . Sprengel der (ullusgemeinden:.



Handkarte
DER MARKGRAFSCHAFT MAHREN
DES HERZOGTHUMS SCHLESIEN.

IM MASSE 4: 750.000.

- ..
N N SO N odeatitschaiv,
L g T e - Neugagie EH;\&M&%& .
\ . ; e %bran

- _ il . ’

-

B\ Judengemeindon, fatte) elche derzeit nac
politische Judengemeinden ildens. (€Y )
A Judengemeinden, (alte) weidhe derseit Reine
politischen Judengemeinden malr bildernt {25)
s :

(50
== Sprengel der Culfusqemeinden:



	Vorderdeckel
	[Seite]

	Titelblatt
	[Seite]

	Stempel
	[Seite]

	Einleitung.
	[Seite]
	Seite 4

	I. Die Juden in Mähren vor Erlassung des Toleranzpatentes (1782)
	Seite 5
	Seite 6
	Seite 7
	Seite 8
	Seite 9
	Seite 10
	Seite 11

	II. Von der Erlassung des Toleranz-Patentes bis zur Emanzipation (1782-1848)
	Seite 12
	Seite 13
	Seite 14
	Seite 15
	Seite 16
	Seite 17
	Seite 18
	Seite 19
	Seite 20
	Seite 21

	III. Von der Emanzipation bis zur Einführung der Dezemberverfassung (1848-1867)
	Seite 22
	Seite 23
	Seite 24
	Seite 25
	Seite 26
	Seite 27
	Seite 28
	Seite 29
	Seite 30

	IV. Das Zeitalter der Dezemberverfassung (seit 1867)
	Seite 31
	Seite 32
	Seite 33
	Seite 34
	Seite 35
	Seite 36
	Seite 37
	Seite 38
	Seite 39
	Seite 40
	Seite 41
	Seite 42
	Seite 43
	Seite 44
	Seite 45
	Seite 46
	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57

	Tabelle A. Der Stand der jüdischen Bevölkerung.
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64

	Tabelle B. Die Bevölkerung der Judengemeinden nach Konfessionen.
	Seite 65
	Seite 66

	Tabelle C. Die Häuseranzahl in den alten und politischen Judengemeinden.
	Seite 67
	Seite 68

	Tabelle D. Der Entwicklungsgang der Judengemeinden.
	Seite 69

	Erläuterungen zu den Tabellen
	Seite 70
	Seite 71

	Inhaltsverzeichnis.
	Seite 72
	Seite 73

	Den Verlag von Büchern [...]
	Seite 74
	Seite 75
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79


